
ie Auflösung des preußisch - hessischen Zoll - und HandelS-

Vereins und des bayerisch - würtembergische» Vereins in einen

einzigen, wird den Kampf der Meinungen wieder bclebm, der

sich über den Beitritt des Großherzogthums schon »er mehreren

Jahren erhoben und seither nur zeitweise geruht hat. Aber

anders steht jetzt die Frage, als früher, da es sich von einer

Verbindung mit Bayern und Würtembcrg und einigen andern

deutschen Staaten handelte, oder wie Manche voraussetzten,

von einem Beitritt zu dem preußisch - hessischen Vereine. Zwi¬

schen den beiden Vereinsgebieten sollen die bestehenden Schran¬

ken niedergerissen werden; noch airdere deursche Lander stehen

im Begriffe sich dem großen, auf vollkommene Rechtsgleichheit

gegründeten Vereine anzuschließen, oder werden diesem gegen¬

über voraussichtlich sich in einer Lage befinden, in der das ei¬

gene Interesse sie zum Beitritte einladet. Sollen wir wünschen,

daß der gememschaftliche Verband unser Marktgebiet mit um¬

fasse, oder ist es besser, im Zustande der Jsolirung zu ver¬

harren ?

Indem wir diese Frage zu beantworten unternehmen,

bekennen wir frei, daß wir von dem Augenblicke an, da die

Idee der Zollvereine angeregt wurde, stctshin ihre Verwirklich¬

ung aus eine den Bedürfnissen unseres Landes entsprechende

Weise wünschend, sie gleichwohl nie als eine Fahne betrachteten,
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der man ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit des Bodens,

wohin sie getragen wird, ohne Rücksicht auf die Verpflichtungen,

die sie auferlegt, unbedingt folgen dürfe.

Der Nutzen des Landes, die Beförderung seiner wahren

Interessen konnte uns allein als letzter Zweck, jeder Verein nur

als Mittel dazu dienen.

Dem Thcile des vaterländischen Publikums , der gleich

iins die aufgestellte Frage nur unter dem Gesichtspunkte des

allgemeinen Landeswohls betrachtet und beantwortet wissen will,

sind die folgenden Blatter vorzugsweise gewidmet. Wir halten

uns bei diesem Publikum gegen den Verdacht einer Hinneigung

zu den Grundsätzen des Merkantilsystems für vollkommen ge¬

sichert und ebenso gegen den Verdacht einer allzugroßen Geneigt¬

heit , die materiellen Interessen des Landes gegen die Lieblings-

Jdce der Zollvereine in den Hintergrund zu stellen.

Ueberwiegcnde Rücksichten auf diese Interessen waren es,

welche bisher das Großherzogthum verhindert haben, an den

Vereinen Theil zu nehmen, die sich in den letzten Iahren ge¬

bildet und deren Gebiete das Großherzogthum im Norden und

Osten begrenzen. Um Alles, was in Beziehung auf unsere

Frage unter den gegebenen Umständen in Betrachtung kommt,

in ein klares Licht zu stellen, gibt es vielleicht kein besseres

Mittel, als ein Rückblick auf die verschiedenen Versuche, die

seit der Gründung des deutschen Bundes gemacht wurden, um

die Nachtheile der wechselseitigen Beschrankungen des Verkehrs

der einzelnen deutschen Lander zu beseitigen, oder zu vermin¬

dern Wenn wir jene Versuche, ihre Veranlassung und die Ur¬

sachen, aus welchen sie ohne Erfolg geblieben sind, einer vorläu¬

figen Betrachtung unterwerfen; so wird man sodann, im Ue-

berblick einleuchtender Gegensätze, um so leichter erkennen, was

unter den gegebenen Umständen dem Großhcrzogthum fromme.



I.

Frühere Versuche zur Erleichterung des Handelsverkehrs

mit andern deutschen Ländern.

1.

Die mannigfaltigen Nachtheile, welche mit dem Bestehen

der Mauthbarrieren zwischen den einzelnen deutschen Staaten

verbunden sind, wurden bekanntlich schon bei der Abfassung der

Bundcsacte einer ernsten Betrachtung würdig erachtet.

Der Art. 19. dieser Urkunde setzte der Bundesversamm¬

lung eine Aufgabe, welche zu losen, sie sowohl in der Natur

des Gegenstandes, als in der Art ihrer Wirksamkeit fast unbe¬

siegbare Hindernisse finden mußte, in so fern nicht die einfache

Frage: soll ein gemeinsamer deutscher Mautbverein bestehen?

gleich vornen herein eine bejahende Antwort erhielt, und man

sodann nur einige wenige Grundbestimmungen als Gegenstand

ihrer Berathungen bezeichnete, alles übrige der besondern Ver¬

handlung durch sachkundige Bevollmächtigte und der Bestimmung

durch die Mehrheit überlassend.

Von Verhandlungen über einzelne allgemeine Maßre¬

geln zur Erleichterung des Verkehrs durfte man einen glücklichen

Erfolg nicht erwarten. Daß solche allgemeine Anordnungen

nicht durch Stimmenmehrheit getroffen werden können, sondern

als ein Gegenstand freier Vereinbarung zu betrachten seyen,

kann nach den klaren Bestimmungen der Bundesgesetze nicht

bezweifelt werden. Nun sind aber, wie jeder, der das Getriebe

des Handels und der Production kennt, gerne zugeben wird,

die Verhaltnisse in diesem Gebiete von der Art, daß sich keine

einzelne Frage denken laßt, wobei die Interessen der einzelnen

Länder nicht mannigfaltig verschieden waren, und daß daher

eine allgemeine Entscheidung über solche Einzelheiten leicht dem

Einen nur Vortheile gewahren, dem Andern dagegen nur Opfer



auflegen und keine Aequivalente darbieten würde. Daher konnten

die, in.den ersten Jahren nach Eröffnung der Vundesversamm-

lung begonnenen Verhandlungen kein Resultat gewinnen, und

blieben selbst alle Bemühungen zur Erzielung einer Uelerein-

kunft über die Freiheit des Verkehrs mit Lebensmitteln ohne

Erfolg.

Mittlerweile wurde die Lage der Dinge mißlicher, als sie

zur Zeit des Abschlusses der BundcSactc erschienen war.

Die Wiedereröffnung der deutschen Märkte für brittische

Manufakturen und Produkte führte nach Herstellung des Frie¬

dens für die Industrie Deutschlands einen ungleichen Kampf

herbei. In mancher Hinsicht, besonders aber in der geschickten

Benutzung mechanischer HülfSmlttel weit hinter der englichen

Industrie zurück, des Vortheils großer Kapitalien, und eines

niedrigen Zinfußes entbehrend, fühlte sie das Ucbergewicht der

brittischen EoncurrenZ um so empfindlicher, als während der

mehrjährigen Dauer der Eontinentalsperrc diese Mitbcweroung

verbannt war, und sich große Maaren - Vorrälhe in England

angehäuft hatten, deren Absatz um jeden Preist eilig gesucht

wurde. Die Theurungsjahre verminderten den Einfluß eines

der wichtigsten Vortheile der deutschen Industrie, — die Wohl¬

feilheit des Arbeitslohns. Die Maßregeln der brittischen Re¬

gierung zur Herstellung des baaren Geldumlaufes, erforderten

die Hcrbeischaffuug der edlen Metalle um jeden Preis;; sie

brachten jene Erscheinung hervor, die der Mangel an Einsicht

der absichtlichen, planmäßigen Verschleuderung brittifchcr Manu-

fakturwaaren zum Ruin der deutschen Jndustrieansialten bei¬

maß. Die Wirkung dieser verschiedenen Ursachen äußerte sich

in ihrer größten Stärke in den Jahren 1817 — W. Ueberall

ertönte der Ruf nach Schutz gegen den verderblichen Einfluß der

fremden Concurrenz. In einzelnen Staaten suchte man durch

Erhöhung der Zolle dem Ucbel zu begegnen. Im südlichen



Deutschland war man ungewiß, ob man der fortschreitenden

fcharfcn Trennung der einzelnen Gebiete durch die, alle Be¬

wegungen des Handels hemmenden Mauthanstalten, oder dem

Einfluß der überwiegenden fremden Erneueren; einen großer»

Antheil an dem Drucke zuschreiben solle, unter dem die hervor¬

bringende Klaffe seufzte. Zu den Klagen über die wirklich vor¬

handenen Uebel kamen noch die Berechnungen des Unverstandes,

welcher unter andern als nothwendiges Resultat der fortdauern

den Einfuhr der Kolonialartikel' die allmahlige Verarmung der

deutschen Lander in einer Progression weissagte, zufolge welck.er

schon jetzt, nach Versink von 15 Jahren einer stetigen Zunah¬

me jenes Handels, fast alle klingende Münze verschwunden

seyn müßte.

Unter diesen Umstanden wurde der Wunsch immer lauter

und dringender, daß gemeinschaftliche Maßregeln der deutschen

Staaten zum Schutz gegen fremde Industrie ergriffen, und die

Mauthschranke» im Innern Deutschlands aufgehoben werden

möchten. Handels - und Eewcrbsleute verschiedener Staaten

traten in Vereine, um diesen Zweck bei ihren Regierungen durch

Sollicitationcn zu erreichen; die Kammern der Landstande der

süddeutschen Staaten benutzten ihr Petithonsrecht zum gleichen

Zwecke.

Diese Angelegenheit kam bekanntlich auf dem Wiener

K on greß zur Sprache. Ein Verein von ganz Deutschland, et¬

wa mit Ausschluß von Oestreich, dessen Verhältnisse zu Ungarn

und Italien Schwierigkeiten darbieten mochten, und das sich

durch einen Handelsvertrag freundlich verbinden konnte — schien,

.wie vielen Andern, auch dem Verfasser dieser Schrift das wirk¬

samste Heilmittel.*)

H Der Verfasser hat hierüber im Jahr 1819 seine Ansicht in einem

lithographieren Aufsatze niedergelegt, den er, ohne ein Wort

daran z» andern, in dem Anhange folgen läßt.



Ein solcher Verein wäre stark genug gewesen, um ange¬

messenen Schuh zu gewähren, und hatte durch die Größe des

Marktes jedem einzelnen Staate Vorthcile gewahrt, welche un¬

vermeidliche Unbequemlichkeiten und Nachtheile cinrS gemeinsa¬

men Systems weit überwiegen konnten.

Ja er konnte noch zu einem weit bessern Ziele, zu einer

größern Freiheit des allgemeinen Handelsverkehrs führen; da

beim ernsten Bestreben, die Grundsatze der Reciprocitat zum

Vortheile der Freiheit geltend zu machen, einem Vereine, der

einen Markt von solchem Umfange beherrschte, glückliche Erfolge

nicht leicht fehlen konnten.

2.

Der Kongreß endigte, ohne eine Aussicht auf die Ver¬

wirklichung einer solchen größern Verbindung z« eröffnen.

Ueber die Gründung eines Vereines von geriugerm Um¬

fange kam aber zwischen Bayern, Würtembcrg, Baden, Hessen-

Darmstadt, den grofiherzoglichen und herzoglich sächsischen Hau¬

sern, Nassau und den fürstlich reitssischen Landern unterm IN

Mai 1820 eine Vereinbarung zu Stande, welcher später Chur-

hessen und einige andere kleinere Staarcn beitraten.

Diese Uebereinkunft bildete die Veranlassung und Grund¬

lage der Darmstädtcr Verhandlungen.

Die meisten jener Länder besteuerten sich wechselseitig in

ihrem Verkehre; alle, ohne Ausnahme, litten unter dem. Drucke

der Zollmaßregeln größerer Staaten«

Das Uebel der wechselseitigen Besteuerung zu entfernen,

schien nicht schwer zu fallen. Wollte man auf die Annahme

eines Prohibitivsystems, oder eines den Grundsätzen dieses Sy¬

stems sich nähernden Zolltarifs verzichten; sa blieb jedenfalls,



als reiner Gewinn, die gegenseitige Freiheit des Verkehrs, ein

Resultat, über dessen Werth die Meinungen der Regierungen

wie des Publikums ungetheilt waren. Mußte die Produktion

der Vereinsländer sich dabei mit einem ganz maßigen Schutze

begnügen; so opferte man wenigstens keine bereits erlangte Vor-

thcile, man entbehrte nur einen Gewinn, den nur ein größerer

Verein gewahren konnte, und über dessen Natur zudem die

Meinungen von jeher sehr getheilk waren.

Die Lander, welche den Verein bilden sollten, umfaßten

einen Markt von 8 Millionen Einwohner, ohngefähr ein Dnk?

tel des Gebietes, dessen Vereinigung unter einem gemeinschaft¬

lichen System zu bewirken, man ursprünglich gewünscht hatte

Welche Ansicht man über den Werth des Merkantilsystems

haben mag; so ist doch kein Zweifel, daß bei der Anwendung

der Grundsatze desselben Umfang und Lage des Marktes berück¬

sichtiget werden müssen, sonst würden kleinere Staaten, selbst

die Kleinsten, nicht abgehalten seyn, die Mauthverfassungcn

größerer Reiche zu copircn..

Der geringere Umfang jenes Marktes, seine Lage und

seine Produktionsverhältnisse waren der Annahme eines Mauth-

systems, wie diejenigen sind, die man in den größern Staaten

aufgestellt findet, und die auch der ursprünglich beabsichtigten

größern Vereinigung zusagen konnten, jedenfalls weit minder

günstig. Nun ist cS aber einleuchtend, daß je mehr man durch

die Höhe der Zollsatze sich der Strenge jener Systeme nähert,

eine Ausgleichung der verschiedenen Interessen der einzelnen

Theile eines Marktgebietes schwieriger fallt, daß die Verschie¬

denheit der Lage, der Produktion und des gewohnten Handels¬

verkehrs die Nachtheile hoher Zolltarife und der damit ver¬

bundenen Einrichtungen vorzugsweise auf einzelne Theile des

Marktes zurückfallen läßt, und daß, je geringer der Umfang.



des gemeinsamen Marktes ist, jeder einzelne Theilnebmec für

solche, mit jrdrr Gemeinschaft unzertrennliche Nachlheile >mi so

weniger lricht in drn Vortheilen des inncrn freien Verkehrs rino

hinlängliche Entschädigung findet.

Diese Verhältnisse hatte die großhcrzogliche Regierung im

Ällgcmnnen, wie in besonderer Beziehung auf die Lage de»

G'oßlm. gthumZ ohne Zweifel schon vor dem Beginnen der Ver¬

handlungen erwogen; denn in den Vorschlagen, womit sie

voranging, war der Schutz der Production nur in ganz gerin¬

gem Maße berücksichtigt; die freie Bewegung des Handels im

Innern erschien als Hauptzweck. Die Zolle sollten die Erzeug¬

nisse des Ackerbaues nicht belasten, und im klebrigen jenes Maß

nicht überschreiten , welches die Gestattung freier Niederlagen im

Innern des Vereins entbehrlich gemacht, der Neigung zum

Schleichhandel keine Nahrung gegeben, und zur Sicherung der

redlichen Verzollung keine kostbare Anstalten erfordert hätte. Der

Verein sollte auf den Grundsatz vollkommener Rechtsgleichheit

gegründet, die Verwaltung sollte einer gemeinschaftlichen BeHorde

anvertraut, und der Ertrag der reinen Zollcinkünfte zwischen

sammtlichen Staaten nach einem bestimmten Maßstabe vertheilt

werden-

Von der großen Mehrheit der theilnehmenden Staaten

wurden die Antrage der großherzoglichen Regierung im Wesent¬

lichen beifällig ausgenommen.

Nachdem aber der größte der, an den Verhandlungen theil¬

nehmenden Staaten die wesentlichen Grundlagen jener Vorschläge

verworfen hatte, bildeten die Höhe der Zölle und die mir einem

hohen Mambtarife verbundenen Einrichtungen , sodann der Maß¬

stab der Revenuen-Theilung und die von jener Seite zu Gunsten

der größern Staaten verlangte Festsetzung eines idealen Stim¬

menverhältnisses den Gegenstand schwieriger Verhandlungen.



Ware auf die von der großhcrzoglich badischen Regierung

vorgeschlagenen Grundlagen ein Verein zu Stande gekommen,

so hatte das Großherzogthum, ohne fühlbare Benachtheiligung

seiner gewohnten Verbindungen mit andern Ländern, die Wohl-

that des freien Verkehrs mit Vcreinsländern gewonnen. Diesem

Vorthcile, den sämmtliche Staaten sich gegenseitig zugestunden,

würde Baden indessen bei der Annahme der Volksmenge, als

Maßstab zur Vertheilung der reinen Zolleinkünfte, kein unbe¬

trächtliches Opfer gebracht haben.

Zwei Umstände vorzüglich sind es, welche dem auswärtigen

Verkehr von Baden, in Vergleichung mit den ostwärts gelegenen

größeren Staaten, die dem Vereine angehören sollten, eine grö¬

ßere Lebhaftigkeit geben, nämlich die in dieser Beziehung gün¬

stigere geographische Lage des Großherzvgthums, und die Ver¬

schiedenheit der Produktionsverhältnisse. Dort stehen die verschie,

denen Zweige der Production mit den Bedürfnissen der (Konsum¬

tion in keinem so stark abweichenden Verhältnisse als in Ba¬

den , dessen Manusactur-Industrie im Verhältnis zur Ackerbau-

produclion einen weit geringem Umfang hat. Die natürliche

Folge dieser im Allgemeinen bekannten Thatsache ist eine ver-

gleichungsweise stärkere Ausfuhr an Naturproducten mannigfal¬

tiger Art und eine stärkere Einfuhr von Erzeugnissen des Ge¬

werbfleißes.

Zur Zeit der Darmstädter Verhandlungen berechnete man

z. B. den (Uberschuß der Einfuhr über die Ausfuhr an Baum¬

wolle und Wollenfabrikaten in Baden auf kl,417 bad. Eentr.,

in Bayern und Würtemberg zusammen nur auf 7770 Centr.

Aehnliche Resultate gaben Vergleichungen der Einfuhr von Leder,

Leinwand u. f. f. Während in Baden die Einfuhr an Leinwand

die Ausfuhr übersteigt, überstieg dw Ausfuhr der Leinwand und

Leinwandfabrikaten die Einfuhr in Bayern um ungefähr ?3,000

bad. Ctr., in Würtemberg um ohngefahr 10,000 bad. Ctr. Nur



in Beziehung auf den Bedarf von Seidenwaaeen ergab sich aus

der Bergleichung der Einfuhren ein der Bevölkerung ohngesahr

entsprechendes Verhältnis

Leicht begreiflich zeigte sich die Wirkung dieser wirthfchaft-

lichen Verhaltnisse und der einem lebhaften Handelsverkehr gün¬

stiger» Lage des Landes in dem Ertrag der Zölle. Bei einer
Nach der Bundcsmatrikcl um nahe 40 Proc. starkern Bevölkerung

und bei einer zwar sehr maßigen, aber in Vergleichung mit dem

badischen Tarif gleichwohl weit höhern Belegung der Hauptein¬

fuhrartikel, hatte Würtcmberg, nach einem Durchschnitt der Jahre

1818—2V, eine Landzolleinnahme von 47-1,000 st., und Baden

eine solche von 529,000 fl. Nach einem Durchschnitt der Pe-

riode von 1812—18, in welcher die badifchen und würtember-

gischen Zölle von den Hauptausfuhrartikeln näher zusammen¬

stimmte», war die Einnahme in Würtembcrg 466,000 fl., in

Baden 587,000 fl., also um 25 Proc. starker.

Würde Baden und Würtemberg in der Gemeinschaft in

gleichem Verhaltnisse zu den gemeinschaftlichen Einnahmen von

dem fremden Handel contribuirt haben, nnd als Maßstab der

Wertheilung die Bundcsmatrikel angenommen worden seyn; so

hätte Baden von einem reinen Einkommen, wozu es 25 Proc.

mehr beigetragen hatte als Würtemberg, nahe 40 Procent

weniger als letzteres bezogen. In der Gemeinschaft konnte aber

das Verhältnis? des Beitrags zu den gemeinschaftlichen Einnah¬

men und der Theilnahme an dem Ertrag voraussichtlich nicht

günstiger werden, da die höher belegten Einfuhr-Artikel fast durch¬

gangig Gegenstände des Bezugs ans fremden Landern sind, und

auch die höher belegten Ausfuhrartikel großentheils, namentlich

das Holz, ihren Markt nicht in den Vereinsstaaten finden konn¬

ten. Dazu kam zu erwägen, daß Baden auf eine weite Strecke

die Grenze des Vcreinsgebietcs und zwar gerade nach der Seite

hin bildete, wo schiffbare Flüsse den Verkehr, selbst mit minder

kostbaren Erzeugnissen, auf weite Distanzen gestatten.
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Es liegt in der Natur der Sache, daß unter jedem Mauth-

spstcm bei der Ausdehnung des Tarifs auf alle Gegenstände des

Handels die Grenzdistricte eine bedeutende Last tragen, von wel¬

cher die rückwärts gelegenen Theilc des Marktsgebiets befreit

bleiben. Die Waarenversendungen und Zufuhren, die den di-

rccten oder unmittelbaren natürlichen Handelsverkehr einer Ge¬

gend mit andern Markten bilden, lassen sich als so viele, aus

einem Puncte ausgehenden Strahlen darstellen, die gegen den

Mittelpunkt hin am zahlreichsten, in größerer Entfernung von

Distanz zu Distanz sich vermindern. Eine Beschrankung des

natürlichen Verkehrs durch Zollauflagen wird daher, unter sonst

gleichen Umstanden, für jeden Ort um so lastiger, je näher er

der Zollinie liegt, weil diese Linie eine desto größere Zahl seiner

natürlichen Handelsverbindungen durchschneidet. Wenn diese Be¬

trachtung auf den Großhandel mit Waaren, die ein gleiches Be¬

dürfnis des ganzen Marktes oder ein allgemeiner Ausfuhrartikel

desselben sind, keine Anwendung findet, so ist es doch klar, daß

sie de» kleinen Handel und den lebhaften Verkehr mit Landcs-

producten, vorzüglich aber die große Masse jener Erzeugnisse

trifft, die nur auf kurze Distanzen ausgetauscht werden.

Aus diesen Gründen schien eine billige Berücksichtigung bei

Festsetzung des Theilungsmaßstabes gegründet, und lag die Be¬

freiung der Ackerbaucrzeugnisse von den gemeinschaftlichen Zöllen

in den Wünschen der großherzoglichcn Regierung.

Obwohl aber zu erwägen war, daß an die vortheilhafterc

Lage des Landes auch aus der andern Seite sich bedeu¬

tendere Lasten knüpften, daß namentlich das Großherzogthum

durch den Unterhalt von nahe 5W Stunden kunstmäßig

gebauter Straßen zur Beförderung des allgemeinen Verkehrs

einen verhaltnißmäßig starkcrn Aufwand, als andere Vereins¬

lander zu bestreiten hatte; so glaubte man durch die Annahme

der Bundcsmatrikel als Thcilungsmafistab dennoch kein Opfer



zu bringen, welches die Vorthcile einer freien Bewegung des

Handels im Innern des Vereinsgcbiets überwogen hatte.

Im Einverständniß mit mehreren andern Negierungen,

welche früher den badjfchcn Vorschlagen im Wesentlichen beige¬

stimmt hatten, war man auch bereit, sich verschiedene Modi-

stcationen der ursprünglichen Anträge gefallen zu lassen.

Nachdem aber in den Verhandlungen hierüber ein Still¬

stand eingetreten war, sagte sich Hessen-Darmstadt, das ohne

Nachtheil für seine Landesinteressen in seiner damaligen Lage

nicht länger verharren konnte, bekanntlich von den Verhandlun¬

gen los mit der erklärten Absicht jedoch, den Zweck des Vereins

nach vollendetem Vollzug seiner Zolleinrichtungen fernerhin zu

verfolgen. So endeten die Darmstädter Verhandlungen.

3.

Schon früher, im Jahr IWst, hatten die Regierungen von

Würtcmberg und Baden, aus Veranlassung des französischen Ge¬

setzes über die Einfuhr des Schlachtviehes verschiedene gemein¬

same Maßregeln ergriffen. Sie bestanden in der Erhöhung

der Einfuhrabgaben von mehreren Artikeln, hauptsächlich von

Wein und von sogenannten langen Waarcn; der wechselseitige

Werkehr mit den eigenen Erzeugnissen der beiden Staaten, so

wie mit einigen andern Ländern, blick von diesen erhöhten Zoll¬

auflagen befreit. Achnliche Maßregeln hatte , unter ähn¬

lichen Ausnahmen,^ dcr größte Theil der Schweizer Cantone

ergriffen.

Auch mit Hcssen-Darmstadt kam nun ein Uebereinkunft

zu Stande, welche dem wechselseitigen Verkehr wesentliche Er¬

leichterungen verschaffte.

Zunächst durch das französische Douanen-Gesctz vom Jahr



ltM veranlaßt, welches einen Hauptzweig des süddeutschen

Ausfuhrhandels bedrohte, konnten die Maßregeln der großherzog¬

lichen Regierung vom Jahre ! W2 zugleich als ein schickliches

Mittel betrachtet werden, die Ausführung eines gemeinschaftlichen

Handels und Zollsystems zu erleichtern, indem man die Pro»

duction des Landes in die nämlichen Verhaltnisse setzte, in welche

die Industrie der benachbarten Staaten zum Theile schon seit

längerer Zeit sich gestellt fand.

War ein Verein nicht zu erlangen, der nach seinen Be¬

dingungen, unter denen er angeboten wurde, dem Interesse und

der Lage Badens entsprach, so schien eine solche vertragsmäßige

Feststellung der wechselseitigen Zölle mit den Nachbarstaaten we¬

nigstens einen leidlichem Zustand zu versprechen.

Ein wesentlicher Vorzug der Vertrage ist die Stab ilita t

der Handclsvcrbaltnisse, welche den Handels- und Gewerbstand

von den Gefahren befreien, jede auf einen bestehenden Zustand

berechnete Unternehmung durch unerwartete Maßregeln der eige¬

nen Regierung oder fremder Staaten vereitelt zu sehen.

Zwar gewahrten solche Vertrage keine vollständige wechsel¬

seitige Freiheit, und um Begünstigungen anbieten zu können,

mußte man sich ebenfalls, wie im Vereine, zu Erhöhungen der

allgemeinen Zollsatze entschließen, welche größtentheils nicht un¬

mittelbar im Interesse des Landes lagen. Allein diese Erhöhun¬

gen waren minder bedeutend; sie umfaßten eine geringere Zahl von

Gegenständen; auch hatte man ihren Ertrag nicht einer verkür¬

zenden Theilung zu unterwerfen.

Eventuelle Verhandlungen, die über eine größere Ausdeh¬

nung der gegenseitigen Erleichterungen des Verkehrs zwischen

Würtembcrg und Baden Statt gefunden, wurden abgebrochen,



nachdem sich Bayern und Würtemberg über die Wiederaufnahme

dar Verhandlungen über einen Zellverein verstanden halten.

4.

Ein zwischen den kön. Regierungen von Bayern und Wür-

temberg verabredeter Entwurf eines Grundvertragcs bildete die

Grundlage der Stuttgardtcr Verhandlungen, zu welchen

im Jahr >826 Bevollmächtigte von Bayern, Würtemberg, Ba¬

den , Hessen-Darmstadt und Nassau zusammentraten.

Ucbcr die Bedingungen des Erundvertrages, insbesondere

über das Stimtnen-Vcrhältniß, über den Maßstab der Revenuen-

Vertheilung, über die Verwaltungsart und verschiedene andere,

früher bestrittene Fragen schien man sich wohl verstandigen zu

können. Der beifallig ausgenommene Vorschlag, jeder Regierung,

unter angemessener Concrole, die Verwaltung der gemeinschaft¬

lichen Gesetze in ihrem eigenen Gebiete zu überlassen, gewährte

den Vorthcil, daß die Angehörigen der einzelnen Vereinsstaaten

nicht in unmittelbare Berührung mit einer, dic Gesammtheit

rcprascntirenden Ccllegialgcwalt gebracht wurden, welche häusige

Eonflicte mit den einzelnen Regierungen und ihren Behörden

befürchten ließ, und beseitigte manche Schwierigkeiten, welche

eine Vereinbarung über die Organisation und die Administra-

tionsweise einer gemeinschaftlichen Verwaltungsbehörde darbot,

wie sie Baden in den früheren Verhandlungen in Antrag ge¬

bracht hatte.

Nur bei der Frage über den Tarif zeigte sich eine Ver¬

schiedenheit der Meinungen und Interessen, welche zu groß war,

um zu dem Versuche einer Ausgleichung durch fortgesetzte Ver¬

handlungen zu ermuthigen.

In dieser Hinsicht traten Umstände ein, welche eine An¬

näherung von Seite Badens selbst nicht in dem früher beab-

X



sichtigten Maße gestatteten. Während der Verhandlungen wur¬

den die Handelsanqclcgenheiten Gegenstand der ständischen Be¬

rathungen. Die Einstimmigkeit, womit für den Fall der Jso-

lirung, wie für den Fall einer Vereinbarung mit den Nachbar¬

staaten über ein gemeinschaftliches Zollsystem, der Antrag auf

möglichst niedrige Zolle beschlossen wurde, konnte der großherzog-

lichcn Regierung nicht anders als beachtungswerth erscheinen.

Die Ansichten der Kammer entsprachen, so viel uns be¬

kannt geworden, in der That den Wünschen des Landes. Ver¬

schiedene Ursachen mochten dazu beigetragen haben, die ungün¬

stige Meinung über den Abschluß des beabsichtigten Vereines auf

die Grundlage hoher Zollsätze zu verstärken und zu verbreiten.

So sehr die, seit dem Jahr 1822 erhöhten Zölle von einigen Na¬

turerzeugnissen der produzirenden Klasse zusagen mochten, so

wenig waren die Ersahrungen, zu welcher die Erhöhung der

Zölle von verschiedenen Fabrikaten Gelegenheit gaben, geeignet,

die Abneigung gegen hohe Zollsätze zu vermindern.

Anfänglich machten sie wohl bei dem Gewerbsiandc einen

guten Eindruck, allein es währte nicht lange, bis der Schleich¬

handel sich organistrt hatte, und es ihm gelungen war, die

Zwecke der gesetzlichen Anordnungen zu vereiteln.

Es schien klar vor Augen zu liegen, daß man sich durch

die Annahme eines hohen Zolltarifs in die Alternative versetzte,

beim Mangel hinlänglichen Schutzes gegen den Schleichhandel,

den redlichen Verkehr zu vernichten, oder durch den Aufwand,

den ein genügender Schutz verursachte, ein Opfer bringen zu

müssen, das die Vortheilc der Vereinigung weit überwog.

Die Verhältnisse schienen in dieser Hinsicht noch etwas

minder günstig als früher, da mehrere Staaten, welche an den

Darmstädter Verhandlungen Antheil genommen hatten, zurück-



— 10 —

getreten waren. Dazu kam, daß die Hoffnung, die man zur

Zeit, als die höhern Zolle zu Darmstadt nachgegeben wurden,

noch hegen durfte, die ganze Schweiz werde sich nämlich a» das

System der Erwiederung beschrankender Maßregeln einschliefen,

nicht nur verschwunden war, sondern auch die concordircnden

Eantone die verabredeten Maßregeln aufgehoben hatten.

Durst, die öffentlichen Verhandlungen in den Kammern

der süddeutschen Staaten waren manche beobachtenswcrthe, stati¬

stische Verhaltnisse, namentlich über die Ein- und Ausfuhr und

über den Ertrag der Zölle, allgemeiner bekannt geworden, und

Jeder vermochte hiernach leicht zu ermessen, daß bei der An¬

nahme der Volksmenge, als Theilungsmaßstab, das Zugestandniß

höherer Zollabgaben um so bedenklicher erschien.

Baden, Hessen und Nassau verlangten die ganzliche Be¬

freiung der landwirthschastlichen Erzeugnisse von den Ausfuhr¬

zöllen , wahrend in dem bayerisch - würtembergischen Projekte

mit wenigen Ausnahmen alle hierher gehörigen Artikel be¬

legt, und zum Theil mit starken Zöllen angesetzt waren. Dieß

galt insbesondere von verschiedenen Hauptgegenstanden der Aus¬

fuhr des Großherzogthums nach fremden Landen, namentlich

vom Holze, das mit 5, IE bis 15 Procent und vom Hanfe,

der mit 1 fl. 40 kr. belegt werden sollte.

Von Colonialwaaren sollten 5 fl. erhoben werden, wah¬

re nd man badischcr Scits nur 1 fl. 30 kr. vorgeschlagen hatte.

Die Zölle von den sogenannten langen Waaren fanden sich zu

W, 40 und 60 fl. angefetzt; wahrend Baden 8 fl. in Antrag

gebracht hatte.

Daß aber in der That nicht bloß eine Verschiedenheit der

Meinungen über die Zweckmäßigkeit des einen oder andern Ta¬

rifs nach allgemeinen Grundsätzen, sondern eine wirkliche Wer-



schicdenheit der Interessen es war, die eine Ausgleichung

verhinderte, ist durch die Verhandlungen selbst in ein klares

Licht gestellt werden, und die Hoffnung, auf die Grundlage nied¬

riger Zölle mit den östlichen Staaten den Verein zu Stande zu

bringen, konnte Baden nur in Betrachtung der B. "tH ile näh¬

ren , welche für jene Staaten die Arrendirung ihres Marktes

und überhaupt die Lage des Großhcrzogthums darbet.

Die Verschiedenheit der Interessen zeigte sich vorzüglich

Bayern gegenüber.

Bayern erhob schon seit längerer Zeit höhere Zölle, und

mußte daher besorgen, durch die Vereinigung auf die Grund¬

lage geringerer Abgaben einen Revenuenverlnst zu erleiden.

Höhere Abgaben erforderten kostbarere Anstalten und Ein¬

richtungen; diese bestanden bereits in Bayern , und nahmen über

ein Viertlet der Einnahmen hinweg. Eine wohlfeilere Organisa¬

tion und Einrichtung würde auf eine Reihe von Iahren keine

Erleichterung gewahrt haben; manche kostbare Anstalten, zweck¬

mäßig eingerichtete Hallen, Grcnzzollhauser ?c. waren inmal

vorhanden, und die Angestellten, welche entbehrt werden konn¬

ten, würden Ruhegehaltc angesprochen haben.

Dagegen würde in Baden, das bisher nur etwa ll^Proc.

Administralionskosten auswendete, der in Folge höherer Zollab¬

gaben erforderliche Mehraufwand, als eine neue unfruchtbare

Ausgabe erschienen sey.

Eine eigene Schwierigkeit lag in Beziehung auf das La-

gerhaussystcm darin, daß in Bayern der Handel mehr in grö¬

ßern Städten concentrirt, in Baden dagegen in klcinern S.a >n

und selbst in Dörfern zersplittert ist; wahrend B.t .rn nur

35 Lagerhauser hatte, bestanden im Großhcrzogthum ecliche und
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vierzig. Man hatte daher die Wahl -wischen einem, in Ver-

gleichung mit den Einnahmen ganz unverhältnißmäßigcn Kosten¬

aufwand, den der bayerische Lrganisationsplan erforderte, oder

der Unterdrückung einer bedeutenden Zahl bestehender Etablisse¬

ments , welche um so schmerzlicher in einem Augenblicke empfun¬

den werden mußte, da man von dcm Vereine eine größere

Freiheit und nicht neue Beschrankungen des Handels-Ver¬

kehrs und die Erschaffung lästiger Monopole erwartet hatte.

Ferner war zu berücksichtigen, daß die Gewerbe und die

Eonsumenten seit einer Reihe von Iahren in Bayern an höhere

Zollabgaben gewöhnt waren , daß crstere in der Herabsetzung der

Zölle eine Verminderung des Schutzes beklagt, und letztere sich

dadurch nicht bedeutend erleichtert gefühlt haben würden. Dagegen

waren hohe Zölle im Großherzogthum eine ungewohnte Last, und

wahrend in Bayern die Regierung ausschweifende Anträge auf

Zollerhöhung zu bekämpfen hatte, war bei uns der allgemeine

Wunsch auf Ermäßigung der Zölle gerichtet.

Die nachbarlichen Verhältnisse sind vorzüglich darin ver¬

schieden , daß Baden auf circa 50 Stunden an cin Land gränzt,

das kein Mauthsysiem kennt, und nur ganz unbedeutende Zölle

erhebt. Dieser Umstand hätte einen großen Theil der Bewoh¬

ner des Großherzogthums dcm verderblichen Einfluß des Schleich¬

handels in Gefolge der Annahme höherer Zölle ausgesetzt.

Durste man von der Annahme eines hohen Tarifs vor-

theilhäste Handelsverträge erwarten, so hätte dieser Gewinn aller¬

dings in die Magschale gelegt werden müssen. Allein der Schweiz

gegenüber bedurfte es dieses Mittels nicht, und im Verhältnis zu

andern Staaten wäre die Wirkung desselben gelähmt worden,

wenn man die Unterhaltung des freien Verkehrs mit der Schwei;

erhalten wollte.

Bei dieser Ausnahme aber und da man von der Eidge-
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nosscnschaft ein Anschließen cm gemeinsame Maßregeln nicht er¬

warte» durfte, würden hohe Zolle nach den bisherigen Erfah¬

rungen wirkungslos geblieben seyn.

Alle diese Gründe traten für Bayern nicht ein,

Würtemberg hatte weniger starke Motive, sich der An¬

nahme niedriger Zölle zu widersetzen; die freie Bewegung seines

Handels bis an die westlichen und südlichen Grenzen unseres

Landes mußte ihm von höherm Werthe seyn, als der Unterschied

der Zölle; Badens Beitritt befreite es von den Unannehmlich¬

keiten und Nachthcilcn einer Grenzmauth. In dieser Lage er¬

kannte Würtemberg seine vermittelnde Stellung, der es im gan¬

zen Laufe der Verhandlungen stets treu blieb. Im Falle der

unbedingten Wahl mußte aber die größere Uebereinstimmung

seiner Interessen mit denen Bayerns die Entscheidung geben.

Gerade diese aus dem ökonomischen Zustande und der Lage bei¬

der Königreiche hervorgehende größere Uebereinstimmung ihrer In¬

teressen mußte aber Baden um so bedenklicher machen, einen

Tarif anzunebrnen, der seinen Bedürfnissen nicht entsprach, da

das entschiedene Uebergewicht dieser beiden Staaten in dem en¬

gern Vereine auch für die Zukunft bei allen vorkommenden Fra¬

gen für die Berücksichtigung der besonderen Lage des Großherzog¬

thums wenig hoffen ließ. ,

Die Absicht der großherzoglrchcn Regierung bei ihrem Ver¬

suche, einen Handelsverein zu gründen, war keine andere, als

dem Lande eine neue Quelle des Glücks, des Wohlseyns und

der Zufriedenheit zu bereiten. Die Anwendung der Principien,

welche die Wissenschaft als Resultat ihrer Forschungen errungen,

und die Erfahrung als wohlrhatig bewährt, die Freiheit des

Verkehrs, war der Gegenstand des Wunsches des Landes. Um

auf der einen Seite eine größere Freiheit zu gewinnen, konnte

man sich auch von der andern Seite Beschränkungen gefallen

lassen, die der Gcsammtheit zusagten, aber im Ganzen mußte

2*



NN Gewinn für den Zweck des Vereins übrig bleiben. Je ge¬
ringer der Umfang des Marktes, desto weniger kennte dem
Großherzogthum ein System von Beschrankungen und hohen
Zöllen zusagen, desto gewisser blieben die Nachtheile, welche an
solche Systeme jedenfalls sich knüpfen, desto problematischer wur¬
den jene Resultate, in welche man die Vorthcile strenger Maulh-
systeme zu setzen pflegt. Wenn man jene Freiheit auf der einen
Seite gewahrte, auf der andern Seite aber eine größere Zahl
gewohnter Handelsverbindungen durch hohe Abgaben traf; wenn
man besorgen mußte, durch' diese Auflagen die wichtigsten Ein¬
fuhrartikel zu vertheuern , und mannigfaltige Ausfuhrartikel, die
ihren Absatz in fremden Landen suchten, im Preise zu drücken;
wenn man zur Aufrcchthaltung eines solchen Systemes dem
Wolke die Last eines neuen unfruchtbaren Aufwandes auslegen,
und das Land auf eine weite Strecke dem verderblichen Einfluß
des Schleichhandels Preis geben mußte; wenn man bei allem
diesem voraussichtlich noch in siarkerm Verhaltnisse zu den ge¬
meinschaftlichenEinkünften beizutragen hatte, als man daran bei
der Vertheilung participirte; so war allerdings zu befürchten,
daß gerade eine den wohlthatigen Absichten der Regierung ent¬
gegengesetzte Wirkung eingetreten Ware.

Auf diese Weise haben daher die Verhandlungen klar ge¬
macht, daß es unter den gegebenen Umstanden nicht möglich
war, den Verein zu gründen, wenn nicht ein Theil seine eigenen
Interessen den Interessen des andern Theils opfern wollte.

Nur ein Umstand hatte eine andere Entschließung herbei¬
führen können. Ein temporares bedeutendes Opfer konnte ge¬
rechtfertigt erscheinen, wenn man mit Sicherheit annehmen
durfte, daß der Zutritt Badens einer Vereinigung mit den nörd¬
lichen deutschen Landern förderlich seyn werde. Diese Aussicht
war aber damals nicht vorhanden. Man durfte im Gegentheil
sich nicht verhehlen, daß die Arrondirung des bayerifch-würtem-
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belgisch«-» Marktes durch daS Großherzogthum daz Bedürfniß

einer Vereinigung mit den norddeutschen Landern der jenen beide»

Staaten eher schwächen als verstärken müsse.

5.

Die Vereinigung Bayerns mit Würtemberg, und Hessen--

Darmstadts mit Preußen kam nicht unerwartet. Diese lag im

offenbaren Interesse der Production und den Finanzen unseres

nördlichen Nachbarstaates; jene war durch die geographische Lage

erlcichrert, und wenn man die höheren Tarife beibehalten wollte,

jedenfalls beiden Theilen nützlicher als die Jsolirung. Baden

sah in Folge dieser Vereinbarungen an seinen nördlichen und öst¬

lichen Grenzen verstärkte Barrieren entrichten.

Selbst nachdem wir den verderblichen Einfluß dieser wach¬

senden Beschränkungen fühlten, konnte in der Wahl, dem

einen oder andern der beiden Vereine beizutreten, oder isolirt

stehen zu bleiben, die Entscheidung nicht schwer fassen. Den

Zutritt zu dem preußisch - hessischen Vereine verhinderte schon

die geographische Lage des Landes, und die Motive, die von

dein Beitritt zu dem Vereine abgehalten, welcher den Ge¬

genstand der Stuttgardter Verhandlungen gebildet hatte, wa¬

ren dem bayerisch-würtembergischen Vereine gegenüber durch die

Trennung von Hessen noch verstärkt.

Der Erfolg hat gelehrt, daß wir unsere Lage richtig zu beuv-

theilen verstanden.

Die seit dem Jahre 18L7 fast jährlich gestiegenen Zoll-

cinnahmcn lassen keinen Zweifel, daß unser Handel an Lebhaf¬

tigkeit nicht verloren, sondern gewonnen hat.

Der Ertrag der badischcn Landzölle wurde nach einem

mehrjährigen Durchschnitte (unter Abschlag einer beträchtlichen

Summe wegen der, in Folge der Gerüchte über den Beitrii



Badens zu dem Vereine periodisib eingetretenen stärker» Einfuhr)
auf 876,666 fl., und die Erhebungskesten auf nur circa 7 Proc.
des Brutte-Ertrags berechnet, so daß eine reine Einnahme von
circa 766,666 fl. übrig blieb.

In den letzten Iahren war der Brutto-Ertrag auf circa
946,666 fl., der Reinertrag auf circa 825,666 fl. gestiegen.

Bayern hatte bei einer Zsfach größeren Volksmenge und
bei vielfach höheren Zollsätzen, im Jahre 184-y- eine Brutto-
Einnahme von 2,842,666 fl. , deren Erhebung circa 44 Proc.
kostete, so daß nur 4,582,666 fl. als reine Einnahme übrigblieben.

Nach den Budget-Ansätzen von 1331—37 wird der bayerische
Antheil an der gemeinschaftlichen Zolleinnahme auf 3,636,666 fl.,
der Neinertrag auf 2,612,236 fl., der Erhebungsaufwand daher
auf circa 33 Proc. berechnet.

Weit besser stellten sich die Resultate in dem preußifch-
hefsifchen Vereine, indem der hessische Antheil am Reinertrag
im Jahre 1329 auf 669,862 fl. stieg, und für das Jahr 1833
auf 625,666 fl. berechnet ward.

Auf solche Weife zeigten die Resultate der Zoll-Admini¬
strationen dieser verschiedenen Staaten aufs Neue, daß die Schwie¬
rigkeit des Vollzugs hoher Zolltarife im ungckehrten Verhaltnisse
mit der Große des Marktes stehe, und daß die Produktions¬
verhältnisse und die größere Lebhaftigkeit des Verkehrs der Rhein-
ufcr-Staaten auf den Ertrag der Zölle in diesen Landern einen
sehr günstigen Einfluß ausüben.
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II.

Uehcr vcn Bnrntt Badens zu dein größeren Zoll«

Vereine.

t.

Wir wenden uns nun zu der Frage, ob die Gründe, we!6)e

Baden abhalten mußten, dem bayerisch - würtcmbergischen Ver-

eine beizutren, auf gleiche Weise dem Anschlüsse des Großher-

zogthumS an den größern Verein entgegenstehen, in welchen ine

beiden bisher bestandenen Vereine sich auflosen sollen?

Diese Frage entschieden mit - Nein ! zu beantworten, ken¬

nen wir keinen Augenblick Bedenken tragen,

Jener Verein gewahrt, was in unfern eifrigsten Wünschen

lag, von dem Augenblicke an, da wir zum erstenmal die Lage

des deutschen Handels zum Gegenstand unserer ernstern Betrach¬

tungen machten. Er entspricht im Wesentlichen den Ansichten,

die wir bereits vor 14 Jahren über das wirksamste Heilmittel

eines beklagenswerthen Zustandcs uns angeeigner hatten, und

alle Versuche, die zu theilwciser Wilderung desselben gemacht wer.

den, dienten nur dazu, unsere Ueberzeugung zu bestärken, daß

nur ein Verein, der alle Bundesländer, oder wenigstens die

große Mehrheit, in einem weitausgedehnten, abgerundeten Markte

umfasse, eine befriedigende Hülfe gewähren könne.

Die Gebiete der vereinten Staaten bilden in ibrer Ge-

sammtheit bereits einen Markt von mehr als WMill Einwohner.

Mehrere andere Landern stehen im Begriffe, beizutreten, oder

haben ihren Beitritt schon erklärt, und nur wenige befinden sich,

wie Baden, in einer Lage, welche eine Wahl gestattet.

Wie früher, so konnte uns auch jetzt nur die Höhe der

Zolltarife vom Beitritte abhalten.
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Es ist nun wohl nicht zu verkennen, daß selbst dem großen

Vereine gegenüber die Vortheile unserer geographischen Lage

nicht verloren geben, daß unser Land an drei schiffbaren Strö¬

men gelegen, einer freien Communicarion mir dem Weltmarkte

sich erfreuet, daß wir die Verbindungen zwistchen dem südwest¬

lichen Deutschland und Frankreich, einem Theile der Schweiz ic.

beherrschen, daß bisher schon die Manchen der beiden Vereine

mit ehngesähr gleich hohen Tarisen an unfern östlichen und

westlichen Grenzen unser» natürlichen Handelsverkehr hemmten,

und jeder Verkehr, den andere Staaten nicht ihres eigenen Vor-

theils wegen gestatteten, uns erschwert, nichts desto weniger

aber unsere Lage keineswegs Hülflos war; wir verkennen nicht,

dm unser Zustand, durch eine Vereinigung der beiden Gebiete,

welche das Großherzogchum im Norden und Osten begrenzen,

im Wesentlichen nicht verschlimmert wird, daß die Wirkungen

der Beschrankungen, die wir bisher empfanden, ohngefahr die¬

selben bleiben, es mag der preußisch . hessische Tarif, oder der

bayerisch - würtembergische, oder jeder andere, der, wie beide,

ein gewisses Maaß überschreitet, an den Grenzen dieser Nach¬

bar,gelten. Allein nicht die Möglichkeit in dem Znstande

de Ist .ung, ohne wesentliche Verschlimmerung unserer Ver¬

st.,,.niisse, zu verharren, kann als entscheidend betrachtet wekdcn.

Wir haben vielmehr uns die Frage vorzulegen, ob nicht

dieser isolirten Stellung, dem Vereine gegenüber, der Beitritt zu

de selb, selbst auf die Bedingung eines höher» MauthtarifS

vorzuziehen sey f

Wir glauben diese Frage nicht besser beantworten zu kön¬

nen , als wenn wir unsere Leser, unsrer bereits erklarten Absicht

gemas, auf ein schon bekanntes Feld führen, und ihnen in

einfal r Eeg-nsätzen zeigen, wie in dem größern Vereine alle

Wortheilc, die man bei den früher» Versuchen zu erstreben

rachtete, ungleich beträchtlicher erscheinen, und die Nachthcile
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die man dagegen abzuwägen hatte, theils ganz verschwinden,

theils minder fühlbar werden.

Zuvorderst ist es im Allgemeinen klar, daß bei einer sol¬

chen Verbindung und bei dem System, das man aufstellt, die

Zahl der Staaten, die Größe des zu einem Ganzen verbunde¬

nen Marktes, die Lage und die natürlichen Handelsverbindun¬

gen der einzelnen Gebiete unter sich und mit dem Auslande, so

wie die Productions- und Eonsumtionsverhaltnisse der verschie¬

denen Theile des gemeinschaftlichen Marktes in Betrachtung ge¬

zogen werden müssen.

3.

1) Die größere Zahl der Staaten in dem ausge¬

dehntem Vereine bietet Garantien dar, die man bei jenem

Vereine entbehrte, welcher den Gegenstand der Stuttgardter

Verhandlungen bildete.

In einer solchen innigen, nicht leicht wieder auflösbaren

Verbindung einer geringen Anzahl von Staaten von verschiede¬

ner Größe, ist für die minder bedeutenden weit leichter die

Gefahr vorhanden, daß ein drückendes Uebergewicht förmlich

anerkannt oder der That nach ertragen werden muß. Wenn

ein großer Staat dem überwiegenden Interesse des Ganzen die

Local-Interessen einer Provinz des eigenen Landes ohne Beden¬

ken unbedingt unterordnet; so kann man um so weniger er¬

warten , daß die Regierung eines Landes von 4 — 5 Millio¬

nen Einwohner sehr geneigt seyn werde, die besondern Ver¬

hältnisse eines andern Landes von 5—4 Million Einwohner,

das sich ihrem Markte anschließt, im Conflictc der Interessen

zu berücksichtigen, oder der Regierung desselben einen, auch nur

dem Schein nach gleichen, Einfluß auf allgemeine Anordnungen

zu überlassen.



Anders in einem Vereine einer größern Zahl ungleicher

Stauten, unter welchen der größte in der Gesammtheit der

übrigen ein Gegengewicht, für Concesfionen, die er auf seinem

Markte macht, Aequivalente auf dem vereinigten, gleich ausge¬

dehnten Markte der übrigen Staaten findet, und der gering¬

ste der Theilnehmer jedenfalls günstige Wechsel falle,

bei dem mannigfaltigen Widerstreit der Ansichten und Inte¬

ressen erblickt.

Schon bei den Darmstadter Verhandlungen hatte sich num

in gar manchen Punkten, die Verschiedenheit der Jmeressen

der rheinischen Staaten und der rückwartsliegenden herausgestellt.

In einem Vereine, der auf die Staaten beschrankt blieb,

welche an den Stuttgardter Verhandlungen Antheil genommen,

würde das Uebergewicht von Bayern und Würtemberg eben so

entschieden gewesen seyn, als es unbezweiselt schien, daß die

größere Ucbereinstimmung ihrer Interessen, den Rheinuferstaaten

gegenüber, jenes Uebergewicht in der großen Mehrheit der Falle

fühlbar machen mußte. Diese Betrachtung erhalt eine um so

höhere Bedeutung, je mehr man in dem Tarife den Grund¬

sätzen des Merkantilsystemes huldigte, das in alle Produklions-

und Gewerbsverhallnisse lies eingreifend, nach kurzer Zeit seiner

Dauer mannigfaltige Veränderungen hervorbringen und künstli¬

che Verhältnisse bilden mußte, die das Verweilen in dem Ver¬

eine, wie den Rücktritt, gleich mißlich machen konnten.

In dieser Hinsicht sind aber in dem größcrn Vereine nicht

die mindesten Besorgnisse vorhanden, die Interessen der Rhein-

Ufcrsiaaten haben in Rheinpreußcn eine machtige Stütze, und

die rückwärts gelegenen süddeutschen Lander finden für die (5on-

cessionen, die sie ihnen machen, ebenfalls größere Vortheile,

als ihnen der beschranktere Markt der süddeutschen Rheinländer

darbieten konnte.
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Wir erinnern, daß, ncbcn dem Stimmenverhältnis, eine

der wichtigsten Fragen, welche, bei den frühern Verhandlungen,

zwischen Bayern und Würtemberg auf der einen, und den übri¬

gen Staaten auf der andern Seite im Streite lag, die Aus¬

fuhrzölle von landwirthfchaftlichcn Erzeugnissen betraf, für

welche uns ein freier Verkehr mit fremden Landern bei der Leich¬

tigkeit der Eommunication auf der freien Wasserstraße von so

hohem Werthe ist.

^5.

2) Die dreifach größere Ausdehnung des Verei¬

nes und die Lage der Gebiete, welche die Erweiterung

des früher beabsichtigten cngern Vereines bilden, gewahren der

freien Bewegung des Handels ein ungleich größeres Feld. Die

Wohlthaten des innern freien Verkehrs verbreiten sich gleichför¬

miger auf die verschiedenen Zweige der Produktion und Eon-

sumtion, und die verschiedenen Gegenden unseres Landes neh¬

men daran in einem günstigen: Verhaltnisse Theil. Keiner der

Vortheile, welche uns der frühere Verein darbieten kennte, ent¬

geht uns, wir möchten aber diejenigen, welche die Herstellung

des freien Verkehrs mit den hinzukommenden Gebietsthei-

lcn überdieß verspricht, nicht geringer, eher noch höher an¬

schlagen.

Nicht die Nahe oder die Entfernung der fremden Markte

allein ist es, von welcher der Werth einer freien Verbindung

abhangt, sondern vorzüglich die Verhaltnisse der Produktion und

der Eonfumtion, welche das Bedürfnis des WaarenaustaufchcS

hervorrufen, und der Lauf der Gewässer, welcher die Befriedi¬

gung dieses Bedürfnisses erleichtert. Gerade in der Richtung

nach Osten ist unser Ausfuhrhandel am wenigsten bedeutend,

und wird, wenn andere natürliche Absatzwege nicht verschlossen

werden, auch im Vereine nicht die-gleiche Lebhaftigkeit, wie

nach andern Richtungen im Ganzen genommen, gewinnen.

Von dieser Seite gerade kommt uns eine Einfuhr, deren Ein-
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fluß auf einen wichtigen Zweig des Ackerbaues ei» Anhänger

der Schutzsysteme nicht in die Wagschale der Vortheile legen

würde. Mit den Landern des Mittel - und Untcrrheines ver¬

bindet uns die Wasserstraße, und ein wechselseitiges Bedürfnis,

das aus dem Zustand der Produktion jener Gegenden und des

Obcrrheines entspringt. Unsere Naturprodukte bedürfen und

erfreuen sich der wohlfcilern Thalstraße des Rheins; die Erzeug¬

nisse des Kunstfleißes jener Gegenden bringt uns theils die

Bergfahrt, theils tragen sie die Kosten des Landtransportes ohne

allen Nachtheil für einen solchen wechselseitigen Austausch.

Rheinpreußen liegt uns auf solche Weise naher, als man¬

cher Markt, der weit weniger entfernt, nur auf dem Landwege

zu erreichen ist.

Nicht auf gleiche Weise durch die Leichtigkeit der Commu-

nication erleichtert, bietet der Markt der sächsischen Länder durch

die Verschiedenheit der Productionen dennoch sehr willkommene

Verbindungen für einzelne Zweige dar.

Wenn die südwestlichen Gegenden unseres Landes und die

Weingegenden des Oberlandes den größten Nutzen von der Er¬

öffnung des bayerisch - würtembergischen Marktes ziehen; so wird

die Ausdehnung, welche der größere Verein in Verglcichung

mit dem früher beabsichtigten erhält, dem ganzen Rheinthalc

und dem ehemaligen Main- und Tauberkreis vorzugsweise zum

Wortheil gereichen.

Zu den unmittelbaren größer» Vorthcilen gesellen sich aber

noch mittelbare.

Zn dem engern Vereine, der das Ziel der Stuttgardter

Verhandlungen war, konnte die Concurrenz cineS benachbarten

zum gemeinschaftlichen Markte gehörigen Gebiets für einzelne
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Zweige unserer Produetion nur dcßhalb lästig werden, weil der

Abfluß eines Erzeugnisses aus jenem Gebiete, durch die Maß¬

regeln solcher Staaten gehemmt war, welche nun dem größern

Verbände angehören. Dicß wäre namentlich rücksichtlich der

rhcinbaierischcn Weine der Fall gewesen; wird aber in weit

minderm Grade der Fall seyn, wenn jene Ursache der Hemmung

des natürlichen Absatzes sich hebt.

Auf solche Weise gleichen sich alle Interessen um so

leichter aus, je größer der Umfang des gemeinschaftlichen

Marktes ist.

Der größere Umfang des gemeinsamen Marktes, so wie

die Lage und Produktionsverhältnisse der einzelnen Gebiete üben,

wie wir nun zeigen wollen, auch auf die Beurtheilung der

Fragen, die sich auf den Tarif bezichen oder daran knüpfen,

einen wesentlichen Einfluß aus.

4.

3) Wenn ein Tarif, der alle fremden Erzeugnisse des

Kunstflciß es mit hohen Abgaben belastet, eine ganze Reihe

solcher Bedürfnisse zu vcrtheuern drohte, so verschwindet diese

Besorgniß in dem größern Vereine fast gänzlich.

Die Manusaklurindustrie der preußischen Rheinländer steht

auf einer Höhe, welche allein schon gegen Monopolpreise einer

beschränkten oder unvollkommenen Industrie genügende Sicher¬

heit gewährt; eine lebhafte Mitbewerbung verspricht in vielen

Zweigen der Beitritt der sächsischen Länder.

In dem ausgedehnten Gebiete des Vereines wird nicht leicht

ein Zweig der Fabrikation von einiger Bedeutung gefunden

werden, der nicht in größerer oder geringerer Entfernung jene

Mitbewerbung fände, welche erforderlich ist, um den Wctt-



eifer, gut und wohlfeil zu produzieren, zum Vortheil der Con¬

stitution rege zu erhalten.

Ein Blick auf die Statistik der Manufakturindustrie der

deutschen Staaten gibt die Ueberzcugung von der großen Ver¬

schiedenheit dieser Verhältnisse auf dem Markte des früher beab¬

sichtigten Vereines und in dem weit ausgedehnten Gebiete des

größern Vereines. Die Thatsachcn, welche sie begründen, sind

allzu bekannt, als daß wir versucht seyn könnten, hier in Ein¬

zelheiten einzugchen.

5.

4) Die größere Leichtigkeit, die Bedürfnisse der eigenen

Constitution ohne Preiserhöhung durch den innern Handel zu

befriedige» , verniindert für das Großherzogthum auch die Ge¬

fahr , in einem starkern Verhaltnisse zu den gemeinschaftliche»

Einkünften contribuiren zu müssen, als es an dem reinen Ein¬

kommen nach dem Maßstabe der Volksmenge zu partici-

piren hätte.

Zur Unterstützung der Bcdcnklichkeiten , welche in dieser

Hinsicht bei den früher» Verhandlungen der Annahme hoher

Zölle von allen Mauthartikeln entgegenstanden, .haben wir oben

mehrere speciellc Thatsachcn mitgetheilt.

Es würde uns nicht schwer fallen, die Zahl dieser Belege

zu vermehren, und die Ursachen der Verschiedenheit nachzuwei'

sen, die sich in dieser Beziehung zwischen Baden und einigen

Nachbarlandern zeigt. Eine ausführliche Darstellung hierüber

würde uns aber zu weit führen; es bedarf einer solchen auch

nicht. Niemand, der den ökonomischen Zustand, die Produk¬

tions - und Handelsverhaltnissc der süddeutschen Lander nur ober-

flachlich kennt, und die letzten Resultate der Zolladministration

beachtet, wird jene Thatsachen bezweifeln. Für Jeden ist es



aber klar, daß es sich hier nicht um ein sin anzielt es Opfer

jener Art handelte, das nothwendig mit jedem Zollvereine

verbunden ist, und das in dem Verluste der Zölle besteht, wel¬

che von dem wechselseitigen Verkehr der vereinten Lander erho¬

ben wurden. Diesen Verlust beklagen, hieße eben so viel, als

die Freiheit des Verkehrs als ein Uebcl betrachten; er ist nur

für die Finanzkasse vorhanden; was ihr entgeht, bleibt in den

Taschen der Steuerpflichtigen, und befruchtet die Quellen, wor¬

aus die Regierung ihre Bedürfnisse fchöpft.

Indem sie eine Besteuerung aufgibt, welche diese Quelle

nur zu hausig verstopft, wird es ihr um so leichter, ihre Be¬

dürfnisse zu erheben. Allein ganz anderer Natur ist jener Ver¬

lust, der durch eine Verkürzung bei der Theilung entsteht.

Wenn wir für einen verhältnismäßig größcrn Theil unserer

Produktion ausserhalb des Vereines unsern Ansatz suchen, einen

verhältnismäßig größern Theil unserer ConsumtioN durch fremde

Einfuhrartikel befriedigen müßten, von den' hievon fallenden

Zöllen aber einen kleinern Theil zugeschieden erhielten; so wäre

dies ein reiner Verlust für die Gesammtheit der Steuerpflichti¬

gen. Ei» solcher Verlust droht uns nicht, wo eine hinlängliche

Eoncurrenz uns die Befriedigung unserer Bedürfnisse, ohne alle

oder doch ohne sehr fühlbare Preiserhöhung sichert, wo die Zölle

die Wahl der Eonsumentcn auf dem von der Mauth eingeschlosse¬

nen Gebiete in der großen Mehrheit der Falle festhalten und

ihre Wirkung, als zahlbare oder fällige Steuer, auf das Gebiet

der Mode, des Geschmackes oder seltener Geschicklichkeit in einen

engern Kreis sich einschränkt.

6.

5) So wie die Nachthcile einer höhern Besteuerung

fremder Erzeugnisse des Kunsifleißcs in dem größern Marktge¬

biete sich in ungleich niederm Grade äussern, so sind die Vor¬

th eile, welche nach den Umstanden durch ein strenges Mauth-
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system errungen werden mögen, auch um so leichter zu er«

warten.

Wer, in der Schule der Erfahrung erzogen, die Schwie¬

rigkeiten kennt, welche die gewonnene bessere Einsicht findet,

fehlerhafte, tiefgewurzelte Einrichtungen hinwegzuräumen, wird

sich der chimärischen Hoffnung nicht überlassen, daß im Verkehr

der Volker das Prinzip der Freiheit so bald zur unbedingten

Herrschaft gelangen werde. Er wird selbst die überwiegenden

Nachtheile nicht verkennen, die in jenen Landern, welche seit

lange her den Grundsätzen des Merkantilsystems huldigten, mit

einem raschen Uebcrgang von dem Zustande der Beschränkung

zu einem System verbunden waren, das auf die Leitung und

auf den Schutz der Produktion verzichtet, und durch die Zolle

ohne fühlbare Belästigung des Handels nur ein mäßiges Ein¬

kommen für die Finanzkasse zu erlangen, oder etwa nur den

Einfluß einer ungleichen Besteuerung der Produktion im eigenen

und fremden Lande auf die Preise gewisser Artikel auszugleichen

suchen würde. Allein er weiß auch, daß der einmal begonnene

Kampf der guten Grundsätze nimmermehr ruht, und eine a l l-

mählige Ausbreitung ihrer Herrschaft nicht bezweifelt wer¬

den darf.

In Vergleichung mit den Duanensystemcn der größern

europäischen Staaten, neigt sich das preußische bei weitem am

meisten zu den Prinzipien der Freiheit; die Anerkennung einer

gesunden Handelspolitik offenbarte sich dort in wesentlichen Ver¬

änderungen, welche die frühere Gesetzgebung erfahren, so wie

in den Vereinbarungen mit andern deutschen Ländern, welche

der neuesten Zeit angehören.

Eine Geneigtheit zu mildernden gegenseitigen Con-

ccssionen lassen in dem bedeutendsten Handelsstaat Europas,

der früher allen übrigen mit Beschränkungen der mannigfaltig-
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sie» ?lrt vorangegangen war, die vor wenigen Iahren gegebe¬

nen rrston Zeichen einrr Rückkehr auf dir Bahn der guten

Grundsähe und ihre ausdrückliche Anerkennung in parlementari-

scheu Verhandlungen erwarten.

Die Begünstigung der inländischen Industrie und Pro-

duction unbedingt zu verwerfen, wäre wohl eine übcrver-

ftandcNe Liberalität, so lange der Egoismus in andern Staaten

die Zollgesetze dictirt. Sie erscheint um so eher als zulässig, je

eher man hoffen kann, durch die Erwiederung zu günstigen wech¬

selseitigen Concessionen den Weg zu bahnen, je weniger man

befürchten muß, daß ihre Wirkung mehr in der Vernichtung

des redlichen Handels und in einem für die Eonsumenten lästi¬

gen Drucke, als in der Beförderung der inländischen Produc-

tion fühlbar sei?n werde.

In dieser dreifachen Beziehung sind die Verhaltniffe des

qrößern Marktes ungleich günstiger, als sie sich auf dem verei¬

nigten Markte der süddeutschen Staaten jemals bilden konnte».

Auch kleineren Staaten, welchen die Maßregeln eines

Nachbarlandes einen gewohnten Absatz versperren, können zwar

nach den Umständen Mittel zu Gebote stehen, die uachtheiligen

Folge» einer solchen Störung eines gewohnten Verkehrs zu

schwächen; aber die Kosten eines stabilen, ausgebildeten Sy¬

stems der Erwiederung beschränkender Vorkehrungen, mit dem

ganzen Apparat einer dauernden Handhabung, vermag ein klei¬

ner Markt nicht zu bestreiten; und vermöchte er es, so kann

er größern Ländern gegenüber dennoch eine Behandlung auf

gleichen Fuß nicht erwarten, da die wechselseitigen Vortheile

des freien Verkehrs zwischen einem Lande von 5, E, 8 Millio¬

nen Einwohnern, und einem Markte von W und ZE Millionen

nicht gleich sind. Man wird in dieser Beziehung nämlich nicht



übersehen, daß die Produktion der Manufakturindustrie
in dem kleinsten Gebiete der größten Ausdehnung in einzelnen

Zweigen empfänglich ist, während der Cvnsumtion in
der Zahl der Verzehrer, in dem Umfang ihrer Bedürfnisse und
ihrem Einkommen eine bestimmte Grenze gesteckt ist.

Daher kann die großem Handclsstaatcn nur die Beden-

rcnheir eines fremden Marktes von einer, ihrer eigenen Volks¬
menge gleichen oder sich nähernden Einwohnerzahl zu wirksamen
Eonccsstonen geneigt machen.

Einen gleich wichtigen Einfluß übt die Große des Mark¬
tes auf das Gedeihen der einheimischen Industrie aus.

Für jene Zweige, bei welchen von dem Umfang der Pro¬
duktion und von dem dadurch bedingten Gebrauch mannigfalti¬
ger künstlicher und kostbarer Hilfsmittel und Einrichtungen die
Wohlfeilhcit der Hervorbringung abhängt, und die auf dem
allgemeinen Weltmärkte mit der Industrie anderer Länder in
Eoncurrenz treten, ist eine vollkommene Freiheit auf einem be¬
sondern oder dem einheimischen Markte nur dann von ho¬
hem, Werthe, wenn dieser Markt einen sehr bedeutenden Um¬
fang hat.

Das Großhcrzogthum besitzt nur wenige solcher Industrie-
Etablissements ; allein in einzelnen Gegenden sind die natürli¬

chen Bedingungen ihres Aufblühens vorhanden. So wenig
Stimmen man von dieser Seite für einen minder ausgedehnte»
Verein vernahm, so verbreitet gerade unter dieser Klafle früher

die Beforgniß gewesen feyn mag, ein System der Beschränkung
auf dem Markte des südlichen Deutschlandcs konnte, statt zu

einer Erleichterung, vielmehr zu einem schroffem gegenseitigen
Abschließen der deutschen Märkte führen; so einstimmig wird
jene Klasse von Fabrikanten den Beitritt zu den großem Ver¬
einen gutheißen.



Einsichtsvollen Tcwerbsleuten entgeht es nicht, daß ein

System, weiches alle Erzeugnisse des Kunstfleißes mehr oder

weniger mit Einfuhrzöllen belegt, auf einem beschrankter» Mark¬

te leicht einer ganzen Reihe von Zweigen, die man begünstigen

will, statt nützlich zu Heyn, vielmehr nachthcilig wird. Je

geringer der Umfang eines Marktes, desto größer ist die Zahl

der Productionszwcige, für welche die, zu ihrem Gedeihen vor-

theilhaften natürlichen Bedingungen auf diesem Markte nicht

vorhanden sind. Nun gehören aber manche Erzeugnisse des

Kunstfleißes wiederum zu den Bedürfnissen der Production

in andern Zweigen, und die Gunst, die man den letztern erweist,

wird leicht durch die Nachtheile einer Verthcuerung jener Be¬

dürfnisse aufgewogen; so daß leicht der scheinbare Schutz sich

im letzten Resultat in einen Nachtheil auflöst, der ihnen ohn-

erachtet des Zolles selbst auf dem eigene» Markte die Eoncur-

renz erschweren kann, jedenfalls aber in der allgemeinen Mit¬

bewerbung auf dritten Markten fühlbar wird.*)

») Dieser wechselseitige Einfluß der verschiedenen Productions-

zweige auf einander ist von der höchsten Bedeutung. Kein

anderes Land konnte in dieser Hinsicht ungestraft so rücksichts¬

los verfahren als Großbritanien, weil dort für die meisten

Fabrikationszweige günstige natürliche Bedingungen ihres Be¬

triebes vorhanden sind. Nur die Kornbill bringt der Manufak-

lurindustrie durch ihren mittelbaren Einfluß auf den Arbeits¬

lohn einen Nachtheil, der wohl in manchen Zweigen den

Werth des Schutzes überwiegt, den sie auf dem einheimischen

Markte gegen fremde Concurrenz finden.

Frankreich bringt der Beförderung seiner Eisenfabrikalion

ein Opfer, das eine Reihe anderer Zweige, und mittelbar

fast alle schmerzlich empfinden. In Großbritanien, wo aus

der nämliche» Mine Steinkohlen, Erzstufen und Flußspath

hervorgebracht werdcu, beträgt auf den Eisenwerken der Mit-

telprcis von t<XX> Kubikfuß Eisen 57! Franken; Frankreich

3 *



7.

6) In einem wesentlichen, für Baden höä>st wichtigen

'Pu nkte tveicht das preußische System von dm Tarifen ob, die

bei frühern Verbandlungen in bestrittener Frage standen. Das¬

selbe gewahrt eine weit größere Freiheit für die Ausfuhr der

r o h c n E r z e u g n i sse des Bodens. Eine scheinbar geringe

Abgabe wird durch das Verhä tniß des Volumens oder des Ge¬

wichts der rohen Erzeugnisse zum Werthe derselben für den

Producenten, und durch die Masse der Produkte, die wir,

von dem Lauf der Gewässer begünstigt, fernhin verfenden, in il-

rem Totalbecragc für die Gesammthcit auf lästige Weise

fühlbar. .In dieser Beziehung und namentlich in Beziehung

auf die b e sondern Interessen unserer Produttion verschwin¬

det in dem großen Vereine eine Besorgnis, die mit Recht bei

den frühern Verhandlungen große Bedenklichkeiten erregte.

8.

7) Ein mit hohen Zolltarifen unzertrennlich verbundener

Nachtheil, die Größe des unfruchtbaren Aufwandes zur Siche¬

rung der Wirksamkeit des Gesetzes vermindert sich in dem grcßern

Vereine in bedeutendem Maas, wahrend man zugleich an Si¬

cherheit gegen ein noch größeres Uebel, den Schleichhandel, ge¬

winnt. Wir sehen, daß die Kosten der Verwaltung und der

Bewachung der Zollgrenzen in dem bayerisch - würtembergischen

Vereine ^ der Einnahme hinwegnchmen, und dennoch lassen

die Resultate der gemeinschaftlichen Verwaltung keinen Zweifel

über die Mangelhaftigkeit der Schutzanstaltcn. Daß mit dem

Umfange des Marktes die Kosten einer gleich wirksamen Be¬

gönnen die am meisten begünstigten Eisenwerke eine solche
Quantität nicht unter 95^ Franken verkaufen. DaS Eise» ist
aber ein Artikel, dessen Preis auf die Productienskosten fast
aller Erzeugnisse eine» mittelbaren Einfluß ausübt.



wachung de» Grenzen sich mindern, daß ein arcondirter Marke

von 20 — 24 Millionen Einwohnern selbst bei verhältnismäßig

minder bedeutendem Aufwand weit leichter gegen den Schleich¬

handel gesichert werden kann, ist an sich klar.

Recht anschaulich macht dieses Verhältniß aber eine nähere

Betrachtung des Einflusses, den der Beitritt Badens mit etwa

dein 20sten Theile des Gesammtgebietes des Vereines in dieser

Beziehung ausüben würde. Der Verein würde nicht nur wegen

dieses Gebietzuwachses keinen großer» Aufwand zu bestreiten

haben, sondern offenbar noch an Kosten, so wie a» Sicherheit

gewinnen. Dem Großherzogthum gegenüber hätte er über MV

Stunden Landgrenze und 2V Stunden Wassergrenze zu bewa¬

chen ; während die Ausdehnung des Großherzegthums gegen

das Ausland, die Schweiz und Frankreich, nur etwa iOO

Stunden beträgt, und mit Ansnahme einiger kurzen Strecken

nur Flußgrenzen darbietet.

Er würde daher bei einer Vermehrung seines Marktes um

Istn Millionen Einwohner die Bcwachungskosien für 120

Stunden erstarcn, und, da die Flußgrenzen weit leichter zu

schützen sind, als Landgrenzen, welche großtcntheils Gebirgs-

und Waldgegenden durchschneiden, dabei noch eine weit größere

Sicherheit gegen den Schleichhandel erhalten.

S.

8) Die vollkommenere Sicherheit , welche die Mittel ei¬

ne s größeres Vereines gegen den Schleichhandel gewähren, ist

auch bei der Frage über die Hohe der Zölle von Eolo-

uialwaaren von Wichtigkeit. Einige nähere Betrachtungen

über diesen Gegenstand uns vorbehaltend, haben wir bei dieser

Vergleichung vorzüglich aus den Umstand aufmerksam zu ma¬

chen, daß es sich um eine Frage handelt, bei welcher weniger
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die Interessen der einzelnen Staaten, als die Meinungen über

die Zweckmäßigkeit einer Maßregel in Conflict gcrathen können.

Nun hangt aber das Urtheil über die Zweckmäßigkeit ei¬

ner solchen Besteuerung wesentlich von den Mitteln ab, die

man besitzt, um dem Gesetze seine Wirksamkeit zu sichern, da¬

mit der redliche Verkehr nicht vernichtet, und der Schleichhan¬

del genährt werde, und daß, was die Consumentcn in den er¬

höhten Preisen der besteuerten Waarcn entrichten, nicht größten-

theils aufgehe in Löhnen für die Schwarzer, in Gaben für

treulose Beamte und Wächter, und in den Kosten der Aufsicht

und Controle. In dieser Hinsicht ist aber klar, daß in dem

größeren Vereine nicht nur die, im Verhältnis zum Umfange des

Marktes weit geringere Ausdehnung der Grenzen, sondern auch

die Lage des größeren Vercinsgebiets, und die natürliche Rich¬

tung des Colonialwaarcnhandcls weit stärkere Garantien gegen

jene Nachtheile darbieten. Bei weitem zum größten Theile be¬

zieht der Verein seine Bedürfnisse an verzehrbaren Colonialarti-

keln auf den Wasserstraßen, die sich im Norden in die See er¬

gießen. Die Vereinigung des süddeutschen Marktes mit den

nördlichen Ländern gewahrt nun den Vorthcil einer leichtern und

sichern Controle an den Punkten, wo jene Ströme has Vcr-

einsgebiet verlassen. Ein Blick auf die geographische Lage und

den Zug der Grenzen der Lander, welche den preußisch-hessischen

Verein und den würtcmbergisch - bayerischen bildeten , und jener

Lander, welche zwischen beiden Vereinsgebieten gelegen sind,

reicht hin, um einzusehen, wie viel leichter eine sichere Con¬

trole der Zufuhren in dem vereinigten Gebiete fallt. Es ist

daher kein Zweifel, daß auf diesem Markte eine höhere Be¬

steuerung der Colonialwaaren bestehen kann, ohne die bezeich¬

neten Nachtheile und Gefahren herbeizuführen.

K) Endlich geht aus verschiedenen Betrachtungen, die



— 39 —

wir bereits angestellt, (Abs. 4 und 9.) Von selbst hervor, daß

eine Theilung der Gesammteinkünfte nach dem Maß¬

stabe der Volksmenge in dem größern Vereine nicht mit gleicher

Verkürzung, wie in dem früher beabsichtigten Vereine, verbun¬

den seyn würde. Die Verhältnisse, welche in dieser Hinsicht

beachtet zu werden verdienen, sind in den verschiedenen Landern

mehr oder weniger verschieden. Die Lage der Länder, die Zahl

und Bevölkerung der Städte im Verhältnis zu dem platten

Lande, Sitten, Gewohnheiten des Volkes haben unstreitig

einen wesentlichen Einfluß auf das Produkt der Zölle auf jedem

gegebenen Markte. DaS Großhcezogthum wird im Ganzen ge¬

nommen einen der fruchtbarsten Thcile des Gebietes bilden;

weit mehr als in manchen andern Ländern sind die besteuerten

Gegenstände, welche in größerm Umfange sonst nur zu den Be¬

dürfnissen der Stadter gehören, auf dem Lande verbreitet. Die

Lebhaftigkeit des Verkehrs, die Menge der Reisenden und Frem¬

den , die Zahl und Frequenz der Bäder sind andere bcachlungs-

werthe Momente. Allein den nördlicher gelegenen Ländern ge¬

genüber, ist der Einfluß der zum Theile noch günstigem Lage

dieser Märkte, ihres größeren Geldreichthums, ihrer nähern Be¬

rührung mit dem Weltmarkte nicht zu verkennen. Sie finden

ihre Aequivalente in der freiem Bewegung ihrer blühendem

Industrie. Für uns aber erscheint die, ohnehin nie als ent¬

scheidend betrachtete, Frage über jenen Maßstab in der größern

Vereinigung um so mehr von untergeordneter Bedeutung.

1t-

19) In den mannigfaltigen Beziehungen, die wir hier

angedeutet, scheint uns nun eine wesentliche Verschiedenheit zu

bestehen zwischen dem früher beabsichtigten Vereine, welchem

auf die dargebotenen Grundlagen beizutreten, die Interessen des

Großherzogthums abmahnten, und dem großem Vereine, der

sich zu bilden im Begriffe steht. Durch diese vergleichende Dar-
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stellung glauben wir zugleich über die Rälhiichkeit ums Beitrit¬

te! zu dem großem Vereine Licht verbreitet zu haben.

Sollten wir das Bedürfnis! und die Vortheile einer sol¬

chen Verbindung an und für sich einer nähern und ausführlichem

Betrachtung unterwerfen, so würden wir gröfitentheils nur zu

wiederholen haben, was der beigcdruckte Aufsatz enthalt.

Doch wollen wir noch versuchen, die vorliegende Frage un¬

ter einige Hauptgesichtspunkte zu bringen, und in allgemeinen

Umrissen das Mannigfaltige zusammenzufassen, welches ihre Be¬

leuchtung von verschiedeneu Seiten darbietet,

Sie hat eine politische, eine st a a tsw i r th sch a fo-

iiche, eine finanzielle und. eine moralische Seite.

Daß eine Verbindung mehrerer Staaten , welche ihre ma¬

teriellen Interessen so innig verwebt, unvertraglich ist mit dem

Gedanken, daß ihre äußere Politik sie jemals in eine feind¬

selige Stellung gegen einander bringen könnte, ist wohl kein

Zweifel. Ein verstärktes Band des Friedens und des wechselsei¬

tigen Vertrauens zu knüpfen, eine neue, auf feste Grundlagen

gegründete Garantie ohnehin schon bestehender Verpflichtungen zu

erhalten, kann nur erfreulich scpn. Am wenigsten wird man

beklagen, daß keine Scheidewand den Norden Deutschlands vom

Süden trennt.

Nur eines ist zu wünschen, daß nämlich den übrigen Bun¬

desländern gegenüber jede lhunliche, mit wesentlichen Interessen

vereinbarliche wechselseitige Berücksichtigung eintrete. Verabre¬

dungen dieser Art werden nicht schwer fallen, und von überwie¬

genden! Nutzen sepn, wenn sie insbesondere eine gegenseitige

Verpflichtung zur Vernichtung des Schleichhandels und Earan-

ticen für solche Zusagen zur Grundlage erhalten.
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Aber schon find Bedenklichkeiten laut geworden ühör eine

Verbindung mit größeren Staaten, welche nicht die gleichen con-

stitutionellen Einrichtungen, wie wir, besitzen. Man gibt sich

die Miene, für unsere junge Verfassung Gefahren wahrzuneh¬

men ; aber im Ernste wird Niemand eine solche Besorgnis hegen;

weder die Erfahrung, noch die natürliche Verkettung von Ur¬

sache und Wirkung leiht hiezu den mindesten Grund. Wir sahen

seit Jahrhunderten deutsche Staaten mit landstandischen Verfas¬

sungen und ohne solche Verfassung, monarchische Staaten und

freie Städte mit aristokratischen und demokratischen Institutio¬

nen, weltliche und geistliche Staaten neben einander in enger

Verbindung, Jeder wurde auf seine Weife regiert, ohne daß

aus dieser Verschiedenheit der Formen für den einen oder andern

eine Störung entstanden wäre. Mit der innern Politik hat die

Zolleiurichkung nicht das Mindeste geniein; solche Einrichtungen

bestehen aus ganz gleiche Art in allen Staaten, welche Regie¬

rungsformen sie auch haben mögen, Bayern, Württemberg, die

beiden Hessen haben die gleiche Verfassung, wie. wir, und wer¬

den sie durch Alles, was das Wohl ihrer Lander befördert, nur

Hefestigen, nicht erschüttern.

12.

Von der st a a ts w i rth scha ft lich cn Seite die Frage

betrachtend, hat man die Natur und die Wirkung eines Systems

zu erwägen, welches in jammtlichcn Ländern, die der Verein

umfaßt, den wechselseitigen Austausch ihrer Naturerzeugnisse und

der Producte ihres Kunst- und Gewcrbfleißes von alten Zöllen

befreit, dagegen fremde Fabrikate und überseeische Erzeugnisse,

vorzüglich die verzehrbaren Eolonialartikel mit höhcrn Einfuhr¬

abgaben belastet, als sie bisher nach unserm Zolltarif getragen

haben. Der Einfluß eines solchen Systems auf den ökono¬

mischen und finanziellen Zustand des Landes kann nach

verschiedenen, im Streite liegenden Principicn beurtheit werden,

während die streitenden Theile in Beziehung auf die Räthlichkeit
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des Beitritts zu dem Vereine dennoch zu dem nämlichen Re¬

sultate gelangen.

Es gibt drei Hauptmeinungen über die Einwirkung

der Staatsgewalt auf Production und Handel. Die eine will

gar keine Einwirkung, sondern unbedingte Freiheit; die andere

will schützende und leitende Maßregeln; die dritte will solche

Maßregeln nur zur Abwehr der Nachtheilt, welche fremde Be¬

schrankungen dem freien Verkehre zufügen. Vertraglich mit jeder

dieser Meinungen ist die Benutzung der Zolle als Quelle des

Finanz-Einkommens; im ersten Fall ist die Erhebung

eines solchen Einkommens der Hauptzweck der Zollcinrichtung;

er soll so weit verfolgt werden dürfen, als dadurch der freie Ver¬

kehr nicht fühlbar erschwert und der Schleichhandel nicht erzeugt

wird. In den beiden andern Fallen bleibt der finanzielle Zweck

dem Zwecke des Nutzens oder der Abwehr untergeordnet, wäh¬

rend die bestehende Mautheinrjchtung erlaubt, von einzelnen Er¬

zeugnissen, die das eigene Land nicht hervorbringt, höhere Eon-,

sumtionsabgaben zu erheben.

Es ist kein Zweifel, daß die st a a ts w i rt h sch a ft lich e

Rückficht bei weitem die überwiegende ist; denn die Mittel

und Wege für die Finanzen sind mannigfaltig, und was sie

auf dem einen nicht finden, suchen sie mit gleichem Erfolge auf

einem andern.

Nie vielleicht wird der Streit zwischen den Freunden der

Freiheit, den Anhängern des Merkantilfpstems und den Verthei-

digcrn der Erwiederung beschrankender Maßregeln im Allgemei¬

nen geschlichtet; aber die vorliegende Frage kann Jeder, zu wel¬

cher Classe er gehöreim Ueberblick unserer Verhältnisse und

Bedürfnisse mit: Ja beantworten, ohne seinen Grundsätzen

untreu zu werden.

Wer die unbedingte Freiheit will, wird zwar dem
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gegen Außen aufgestellten Systeme keinen Beifall zollen, allein
er muß die vollkommene Freiheit, die der Handel des Landes
auf zwei Drittel der Richtungen, nach denen er sich bewegt, auf
weite Entfernungen hin gewinnt, hoher anfchlagen, als den
Nachthell, der durch verstärkte Beschränkungen auf andern Sei¬
ten hin entsteht, wo der Verkehr bisher, theils ohnehin nicht
ganz frei, theils durch Prohibitivsysteme in enge Schranken ge¬
bannt war, oder in dem unreinen Kanäle des Schleichhandels
sich bewegte.

Wer eine Einwirkung des Staates zur Be¬
förderung und zum Schutze der Industrie verlangt, wird
das Verschwinden der badischen Zölle an den Grenzen des Lan¬
des gegen die Vereins-Staaten hin nicht leicht als einen fühl¬
baren Nachtheil betrachten, den die Produktion des Großherzog¬
thums den Vereinslandern gegenüber dadurch erleide; da die be¬
stehenden badischen Zölle in der That dem Zwecke, den er will,
nicht entsprechen; er wird aber für den Beitritt zum Vereine
den doppelten Vortheil geltend machen, sowohl die Hinwegrau-
inung der Schranken, welche der Industrie des Landes bisher
die Markte der Vereinssiaalen verschlossen, als den kräftigem
Schutz gegen Außen, dessen sie bisher nach seiner Ansicht zu
ihrem größcrn Nachtheile entbehrte.

Wer endlich auf dem Wege derErwicderung die
Freiheit oder wenigstens eine größere Freiheit des Verkehrs errin¬
gen will, darf nimmermehr hoffen, seinen Zweck im Zustand der
Jfolirung zu erreichen; nur in einer Verbindung mehrerer Lan¬
der zu einem großen Marktgebiete wird er das Mittel finden,
zu Handelsverträgen mit andern Staaten zu gelangen,
welche zum wechselseitigen Nutzen jenem erwünschten Ziele naher
führen. Mit ihm werden die Vertheidiger der unbedingten Frei¬
heit des Verkehrs die Erreichung dieses Zieles als eine Wohl?
that preisen.



Alle Meinungen aber werden sich darin vereinigen, daß

die größere Stabilität, welche die allgemeine Zollgesetzgebung

in einem Vereine vieler Staaten nothwendig erhalten muß, cin

1tebel entfeint, das sich an den häufigen Wechsel der ein elnen

Tarife aller dieser Lander knüpfte, und dessen mittelbarer Ein¬

fluß auf den Unternehmungsgeist und die Spekulationen aller

Art der Entwickelung der Industrie und des Handels vielleicht

eben fo hinderlich war, als die unmittelbare Wirkung der wech¬

selseitigen Besteuerung.

Nicht minder wird Jeder, welchem Systeme er auch an¬

hangen mag, in einem solchen Vereine eine wesentliche Bedin¬

gung jener großen Unternehmungen erblicken, welche zur

Beförderung des Verkehrs und der allgemeinen Wohl¬

fahrt in andern Ländern die Fortschritte der Bevölkerung, der

Kultur und der Technik hervorgerufen haben, jener Unterneh¬

mungeil, welche England und Frankreich mit kunstvollen Eom-

municationswegcn mit jeden, Jahre reichlicher versorgen, und bei

uns nur durch gemeinsames Zusammenwirken möglich, oder we¬

nigstens dadurch wesentlich erleichtert werden,

Auf solche Weise betrachten wir die vorliegende Frage aus

dem allgemeinen Gesichtspunkte der verschiedenen im Streite lie¬

genden Systeme,

t3.

Betrachtet man den w irt h sch a ft ki ch e n Einfluß des

Vereins auf die verschiedenen Zweige und Gegenstande

des Handels und der Produktion im Allgemeine», fo ist

1) Für die Ausfuhr unserer Naturpoductc die Er¬

öffnung des Marktes der Vercinsländer ein klarer Gewinn,

gegen welchen man keinen Nachthcil abzuwägen hat, da unser

Absatz nach andern Landern durch den Vereinstarif nicht erschwert



werden soll, vielmebr erleichtert wird, in Vergleichung mit dem

früher bestandenen und erst neuerlich abgeänderten badischcn Tarif.

2) Nicht minder günstig erscheint das Resultat in Be¬

ziehung auf die Ausfuhr unserer Fabrikate, die in

de» Vcreinslandern mit bedeutenden Zöllen belegt find. Ver¬

schiedene Zweige unserer Fabrikate hangen ganz innig mit Un¬

sen» Ackerbau zusammen, und ihr Aufblühen äußert daher zu¬

gleich einen wohlthatigcn mittelbaren Einfluß auf die Lage des

Landmannes.

3) Die Einfuhr von Naturprodukten aus

den Verein slände rn könnte nur rücksichllich des Weines Be¬

sorgnisse erregen, welche vorzüglich die unteren Thcile des Lan¬

des treffen. Dieser Nachthcil, der in einem beschrankteren Ver¬

eine mit Barer» und Würtemberg bedeutender wäre, verringert

sich durch die Eröffnung des u n t e r rh e in i sch e n Marktes für

die überrheiner Weine, und wird überwogen durch den erleich¬

terten Absatz der Producta jener Gegenden unseres Landes, wo

der Weinbau einen Hauptzweig der Bodencultur bildet, nämlich

im ehemaligen Main- und Tauberkreise, im Seekreisc und im

ober» Lande auswärts von Dffenburg. Dabei ist aber noch eines

Umstandes zu gedenken. An die W ei np r o d u c t i o n knüpft

sich ein gewinnreicher Handel, der seinen Sitz in den naher

gelegene» kapitalreichern Städten aufschlagt. Der Großhandel

mit dem Productc des rheinbayerischen Weinbaues hatte früher

ftinen Haupksitz in Mannheim und in einigen benachbarten

Städten. Ein solcher Handel ist mit hohen Eingangszöllen un¬

verträglich, und daß selbst die Gestaltung von Transitkellern kein

genügendes Auskunftsmittel darbietet, wird Jeder zugeben, der

die Natur jenes Products und die Bedingungen erwagt, unter

welchen eine abgabenfreie Lagerung gestattet werden kann.

Die durch den erschwerte» Absatz unserer Weine herbeigeführten

höheren Eingangszölle von fremden Weinen, so wie die in an-
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dern benachbarten Ländern eingetretenen Zollerhebungen habt»

nun der Stadt Mannheim und einigen andern Orten der dor¬

tigen Gegend einen Handelszweig größtenthcils entzogen, den

ihnen der Verein ohne Zweifel wieder zuwenden würde. Gegen

die Einfuhr anderer Naturproducte genoß der badiscbe Land-

wirth keinen, oder einen nur ganz maßigen Schutz; sollte die

Getreide-Einfuhr wachsen, so wird sie unfern Ackerbau

nicht drücken, sondern mittelbar den Anbau und die Ausfuhr

unserer Handelsgewachse, der Eichorien, des Krapps, des Ta¬

baks, der Oelsamen', des Hanfs :c, befördern.

4) Unsere bisherigen Einfuhrzölle von Fabr ika ten

waren so maßig, daß sie der inländischen Industrie kei¬

nen Schutz gewahrten. Diese wird gegen den Gewinn eines

großen Marktes, dem Vereine gegenüber daher kein namhaftes

Opfer bringen, und in dem Schutze gegen Außen sich eines

neuen Vortheils erfreuen.

Nach unfern Grundsätzen müssen wir zwar gerade die

Höhe der Zölle von fast allen Erzeugnissen des fremden Kunst-

fleißcs im Allgemeinen als einen Nachtheil betrachten, in sofern

sie uns nicht den Weg zu erleichternden Handelsverträgen bah¬

nen. Allein da, wie wir dargethan zu haben glauben, der Um¬

fang des innern Marktes und der blühende Zustand der In¬

dustrie in einzelnen Gebieten desselben die Eonsumenten gegen

drückende Preise sichern, und durch die Vereinigung dem Ver¬

kehre des Landes weit mehr freie Verbindungen gewonnen, als

bisherige erschwert werden; so kann in dem hohen Tarife jeden¬

falls , wenn man auch die Wahrscheinlichkeit, zu günstigen Ver¬

trägen mit andern Staaten zu gelangen, nicht hoch anschlägt,

kein Hinderniß des Beitritts liegen. Die Frage über die Höhe

der Zölle bleibt in dieser Lage mehr eine Sache der Meinung

über die Zweckmäßigkeit der Systeme im Allgemeinen, als des

besondern Interesses unseres Landes. Und das Gleiche gilt in



weit höherem Maße in Beziehung auf die hohen EingangSzölle
von den Erzeugnissen des fremden Bodens, welche der Markt
des Vereins nicht liefert, und insbesondere von den verzchrbarcn
Eolonialartikcln, Wir wollen diesem Gegenstände einige beson¬
dere Betrachtungen widmen.

14.

Weit entfernt, die Besteuerung der Co l o n i a lw a aren
aus dem beschrankten Gesichtspunktedes Merkantilsystems oder
des Gcldabflusses zu betrachten, möchten wir eben so wenig die¬
ser Eonsumtion, als einem verderblichen Luxus, den Krieg er¬
klaren. Wir hatten einen solchen Luxus in dem Großherzog-
thume bis in die Wohnungen nicht nur der mittleren und ärme¬
ren Klassen in den Städten, sondern auch des Landmannes in
den weitesten Entfernungen vom Sitze stadtischer Sitte und Le¬
bensweise zu verfolgen. Die seit 15 Jahren fast auf das Dop¬
pelte gestiegene Zufuhr von Zucker und Kasse beklagen wir kei¬
neswegs als ein Unglück ; denn wir erkennen in der Verschiedenheit
der Klimate und der Productionender Länder und in der Leich¬
tigkeit, womit der Mensch sich die Genüsse fremder Zonen an¬
eignet, ein wohlthatigcs Band, das alle Völker umschlingt,
eine wesentlicheBedingung einer höhern ökonomischenEntwicke-
lung, eines friedlichen wechselseitigen Verkehrs und der fortschrei¬
tenden geistigen Kultur aller Völker.

Allein, wo man die Bedürfnisse des Staates großentheils
durch Auflagen auf die Eonsumtion herbeizuschaffensucht, —
und wo geschieht dieses nicht? — darf man die Besteuerung der
verzehrbaren Eolonialariikel gleich andern Vcrbrauchsgegenständcn
nicht nur als höchst zweckmäßig, sondern selbst als von der Ge¬
rechtigkeit geboten betrachten. Niemand wird daran zweifeln,
daß, wo man das Salz mit 50 und 100 Proc. besteuert, eine
Auflage von 25 und selbst von 50 Proc. von Zucker und Kasse
von jener Seite nicht angefochten werden könnte. Eine gesunde



Finanzpolitik wird sich mir hüten, die Zölle so hoch zu setzen,

das sie die Eonsumtion in einem, dem finanziellen Zwecke über¬

wiegend nachtheiligen Maße beschranken, und man sich in die

Alternative versetzt sieht, entweder den Eltrag durch die Kosten

einer schwierigen Aufsicht größtentheüs wieder unfruchtbar ver¬

zehren , oder besorgen zu müssen, daß die Auflage sich in einen

Verdienst der Schleichhändler verwandle. Die Verhaltnisse nun,

die dem Vereine gestatten, ohne Verletzung dieser Rücksichten,

von Eolonialartikeln höhere Auflagen zu erheben, wurden bereits

oben berührt. Wir gestehen, daß uns die Zölle des Vereins

demohngeachtet das rechte Maß zu überschreiten scheinen, lind

sind überzeugt, daß eine Ermäßigung in finanzieller Hinsicht

vortheilhaft scpn würde. Diese Erwägung vermag aber unsere

Ansicht über die Vortheile des Beitritts zu dem Vereine kei¬

neswegs zu andern. Gerade bei diesen Gegenstanden kann es

auf ein Mehr oder Weniger, wenn man einmal ein gewisses

Maß überschreitet, und eine strenge MaUlhcinrichtung besitzt, am

wenigsten ankommen. Die Erfahrung wird im Vereine selbst

zur Erkenntniß des rechten Maßes führe», und in der Betrach¬

tung, daß bei dieser Frage das finanzielle Interesse sammtlicher

theilnehmcnden Staaten auf ganz gleiche Weise bcthciligt ist,

darf man der Hoffnung wohl Raum geben, daß eine auf jenem

Wege genommene Belehrung nicht unfruchtbar, bleiben werde.

Wir können indessen nicht umhin, auch hier ans die Er¬

fahrungen zu verweisen, die für das System mäßiger Zollsi^e

in der angegebenen Beziehung sprechen, und welche insbesondere

die Vcrgleichung der Zollertragnisse in Baden und in unsern

östlichen Nachbarländern darbietet. Man schreibt zwar die Höhe

unserer Zollcinnahmen auswärts häufig dem Umstände zu, daß

die, den Nachbarstaaten durch den Schleichhandel zukommenden

Eolonialwaaren die badischen Zölle tragen. Wenn man die

Transitzölle darunter versteht, so ist dieß unbczweifclt rich¬

tig. Ein großer Theil dieser Waaren nimmt seinen natürlichen
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Weg durch das Großherzogthum, und bezahlt die Durchgangs
gebühren auf gleiche Weise, sie mögen zur redlichen Verzollung-
im Nachbarlande bestimmt seyn, oder eingeschwarzt werden.
Allein es ist ein Jrrthum, wenn man die Ursache unserer ver¬
hältnismäßig größeren Zolloinkünftc in der Bezahlung der badi¬
schen E i n g angszöllr von den Schleichhändlerwaarcn sucht. Zum
Theil sind sie unstreitig das Resultat der Lage und Productions-
Werhältnisse unseres Landes; denn die Erscheinung ist alter, als
der bedeutendere Unterschied in den Tarifen an der würtembcr-
gischen Grenze. Aber das Verhältnis der Einnahme ist seither
zu unfern Gunsten noch gewachsen, besonders wenn man die
Höhe des Vercins-Tariss berücksichtigt. Diesen Hähern Ertrag
darf man mit Sicherheit unfern mäßigen Zollsätzen zuschreiben.
Für den fremden Bezieher der Eolonialwaarcn auf dem Wege
des Schleichhandelsbedarf es des Aufwands des badischen Ein-
gangszollcs keineswegs; da ein Collo, welches den badischen
Transitzoll getragen hat, nicht leichter eingeschwärztwird, als ein
anderes.

Kein Zweifel ist wohl, daß eln bedeutender Schleichhandel
Statt findet. Aber was durch den Kleinhandel eingeht, ist
wohl sehr wenig, in Vergleichung mit den Einschwärzungen
im Großen.

Die ganze Quantität, welche in unfern Ausfuhrlistett
(als beim Eingang verzollte Waare) erscheint, beträgt nach einem
dreijährigen Durchschnitt (von 1829—31) ohngef. 4999 Ctr. Zucker
und etwas über 2,599 Ctr. Kaffe, die eine Einnahme von ohngcfähr
19,899 fl. gewährten. Von dieser Einnahme müßte man den
Betrag des Transitzolles abrechnen , um das Product zu finden,
welches die Finanzkassc dem, durch die niedrigen Zölle erleich¬
terten Zwischenhandel verdankt *). Nach dem Durchschnitt der

9 Die Geringfügigkeit der bisherigen Zölle machte , in Folge

eines unbedeutenden Schwankens der Preise, den Absatz bereits

verzollter Waaren möglich, ohne daß dabei der Schleichhandel

im geringsten im Spiele seyn konnte. Auf den Absatz bereits
4



Jahre l829—.31 betrug aber die Einfuhr an Zucker nahe 79,WO

Ctr,, an Kaffe über 33,999 Ctr. Will man hier den Einfluß,

den die Gerüchte über den Haudelsverein in jener Periode auf

die Vermehrung der Vorrathe ausgeübt haben, in gleichem

Maße berücksichtigen, wie es bei den Voranschlagen des Budgets

geschehen*); so würde die mittlere Einfuhr an Zucker und Kaffe

zu 82,999 Ctr., und die Consumtion nach Abzug der Ausfuhr

zu 75,599 Ctr. anzunehmen seyn.

Wir glauben , daß die Wirkung jener Gerüchte, in einem

d rc ijäh ri g en Durchschnitte, nicht in solchem Verhältnisse fühl¬

bar seyn konnte , und die Kaffc-Confumtion mindestens zu 24,999

Ctr., die Zuckcr-Consumtion zu 72,999 Ctr. anzunehmen sey.

Vergleicht man diesen Verbrauch mit der Consumtion im baye-

risch-würcembergischen Vereinsgebiet, so erscheint das Mißverhält¬

nis allerdings ungemein bedeutend; allein deshalb darfman noch

nicht daran zweifeln, daß unser Verbrauch nicht wirklich so groß

war, oder nicht so groß seyn konnte.

Um hierüber ein gründliches Urthcil zu fallen, muß man

ganz andere Vergleichungen anstellen.

Wir fragen, wie groß die Zufuhren sind, welche die euro¬

paischen Seehasen jährlich erhalten, und wie groß die Consum¬

tion in andern Landern, welche durch ihre Lage und Einrich¬

tungen gegen den Schleichhandel mehr gesichert sind?

Nun finden wir, daß in den letzten 4 Iahren die jährli¬

chen Zufuhren an Kaffe in den Haupthäfen Europa'S, nach sorg¬

fältiger Ausscheidung der Zwischensendungcn, unter unbedeuten¬

den Schwankungen, ohngefähr 2 Millionen Ctr. betrugen, die

jährlichen Zufuhren an Zucker aber nicht unter 7 Millionen Ctr.

jährlich sielen, und bis auf 7,799,999 Ctr. fliegen **). Nahe hie-

verzollter Waare hat in der oben bezeichneten Periode ohne

Zweifel die Anhäufung der Vorräthe gewirkt.

H Es wurde eine jährliche Mehreinfuhr von 30,lXX> Ctr., also

eine Vermehrung der Vorräthe von 90,MO Ctr. angenommen.

**) Nämlich in den Hafen von England, Frankreich, Holland, in

Hamburg, Bremen, Kopenhagen, St. Petersburg, Trieft.



mit übereinstimmende Resultate geben die Toerechnungen über dm

Verkauf der Seehäfen zum europaischen Consumo und über

die Ausfuhr der E rze u g u n g s m ä rkte *).

Den mittleren Verbrauch darf man hiernach ohngefahr

auf 1 Pfund Kasse und auf ,'>4 Pfund Zucker für jedes In¬

dividuum der europäischen Bevölkerung annehmen,

Ist es hiernach unwahrscheinlich, daß die Kaffeconsumtion in

Baden 2 Pfund, und die Zuckerconsumtion 6 Pfund auf den

Kopf betragen konnte? Man wird dieß nicht behaupten, wenn

man bedenkt, daß in einem großen Theilc Europa's die ökono¬

mische Lewe des Volkes, und in einem noch größern Theile un¬

seres Welttheils die hohen Zollauflagcn dem Verbrauch der Co-

lonialwaaren weit minder günstig sind, und daß in einigen Län¬

dern , namentlich in Frankreich und Rußland, die Höhe der

Zölle die Fabrikation und Konsumtion des RunkelrubenzuckerS

sehr begünstigt.

Die Kaffeconsumtion Frankreichs steht weit unter jenem Mitt¬

lern Betrag; sie schwankte vom Jahr 1820—20 zwischen 7 u.

10 Millionen Kilogr,; die Zuckerconsumtion schwankte in diesem

Zeiträume zwischen 41 und 71 Millionen Kilogr,

Wohin sollen dann jene, dem europäischen Markte jahr¬

lich zuströmenden Colonialwaaren gelangen, wenn man nicht

annehmen darf, daß in Ländern, wo sie weniger besteuert werden,

und wo man Runkelrübenzucker weder producirt noch verbraucht,

der Absatz und die Consumtion betrachtlicher seyn müssen? Und

ist dann der Verbrauch des Großherzogthums so bedeutend, daß

sich nicht Beispiele einer gleich starken und selbst noch stärkern

Consumtion selbst in Landern finden lassen, wo die Zölle sehr

hoch, aber andere Umstände dem Verbrauche günstig sind? Ohn-

') Man berechnet die Quantität Zucker, welche, die Production

vonAmemka und von Ostindien jährlich dem europäischen Markt

liefert, auf 417 Mill, Kilogramme. Die Zusendung an Kasse

aus den Erzcugungs-Landern kann etwa zu 1t)3 Mill. Kilo¬
gramme angenommen werden.

4*



«achtet der hohen Besteuerung ist in Großbritannien die Zucker«
consumtion sehr betrachtlich; der unter allen Classen verbreitete
Thcevcrbrauch ist ihr günstig Sie wird ohngefähr zu 9 Ki-
logr,, und wenn man Irland in die Verglcichung mit aufnimmt,
ohngefähr zu 7 Kilogr. auf den Kopf berechnet; und ist also weit
bedeutender als in Baden, wo sie nur 3 Kilogr. betragt. Da¬
gegen ist der Kaffcverbrauch in Großbritanien vcrhaltnißmäßig
weit geringer, als in Baden, und zwar ohngefähr in demselben
Verhältnisse, in welchem die Zuckerconsumtion stärker ist'").

Welchen Einfluß aber, unter sonst gleichen Umstanden,
die Höhe der Abgaben auf die Consumtion ausübt, hat nament¬
lich in Großbritannien die im Jahr 1897 erfolgte bedeutende
Rcduction des Zolles vom Kasse gezeigt. Vor dem Jahre 1897
betrug sie 8999 Cwt.; bis zum Jahre 1824 stieg sie aber bis
auf 66,999 Cwt. (circa 34 Mill. Kilogr.) oder auf mehr als
das Achtfache. Nach einem Durchschnitte der Jahre 1827^-29
betrug sie 87,899 Cwt. oder nahe 3 Mill. Kilogr.

Wer solche Thatsachen erwägt, und durch die Besteuerung
der verzchrbarcn Colonialwaarcn nur finanzielle Zwecke verfolgt
wissen will, wird daher bei der Frage über die Hohe der Zolle
nicht nur den Grad der Wirksamkeit aller zu Gebot stehenden
Mittel zur Sicherung gegen den Schleichhandel, sondern zugleich den
Einfluß der Auflagen auf die Confumtion erwägen, und beden¬
ken, daß der Verbrauch leicht in einem weit stärkeren Verhallnisse
eingeschränkt werden kann, als man den B etrag der Zölle steigert.

Wenn es nicht möglich ist, in der Wechselwirkungzwischen
den Zöllen und der Consumtion den Punct genau zu ermitteln,
wo die Steigerung wie die Verminderung der Abgabe den Er-

H Vielleicht darf man diese stärkere Consumtion in einem Lande,

wo alle Lebensmittel im höchsten Preise stehen, dem Nahrungs¬

stoffe des Zuckers zuschreiben.

") In vielfach starkerm Verhältnisse sieht der Mehrbetrag der bri¬

tischen Theeconsumtion. Sie belief sich im Jahre 1828 aus

30,926,000 Pf, und im Jahre 1829 auf 31,800,000 Pf.



trag schmälert; so wird man doch durch gehörige Benutzung cig»<

,ier und fremder Erfahrungen und durch vergleichende Abwägung

aller Verhaltnisse wenigstens in de» Stand gefetzt, sich jener

rechten Mitte zu nähern.

t5.

Ueber den Einfluß, den der Veitritt zu dem -Vereine auf

das Staatseinkommen ausüben würde, ist es nicht mög¬

lich, eine sichere Berechnung anzustellen. Auf der einen Sette

erblickt man verschiedene Ursachen eines Verlustes, auf der an¬

dern Seite ist die Wirkung der höhern Eingangszeile zu erwä¬

gen- Jener Verlust bildet sich, wie wir gesehen, aus ganz

verschiedenartigen Bestandtheilen. Er entsteht durch den Verzicht

auf die wechselseitige Besteuerung des Verkehrs mit den übrigen

-Nereinsländern; durch die Beschränkung der Einfuhr aus frem¬

den Staaten in Felge der höhern Belastung jener Artikel,

welche der Verein selbst hervorbringt; durch die verhalrnißmaßig

beträchtlicher» Kosten der Handhabung eines strengen Mauth-

spstems; er kann verstärkt werden durch eine Verkürzung bei der

Theilung der reinen Einnahme nach dem Maßstabe der Volks¬

menge.

Wie wenig man den Verlust, der mit der wechselseitigen

Freih eit des Verkehrs zwischen den einzelnen Vereinsstaatcn ver¬

bunden ist, als einen Nachtheil zu betrachten habe, wie der

Verzicht, aus welchem er entspringt, vielmehr die allgemeine

Wohlfahrt befördere, und die Finanzkräfte des Staats verstärke,

haben wir bereits dargethan. Eben so wird man in Erwägung

der Gründe, welche gegen die Veforgniß einer Preiserhöhung

der Manufacturerzeugnisse sprechen, jenen Verlust beklagen, wel¬

cher aus der Beschränkung des auswärtigen Handels zu Gunsten

des inncrn Verkehrs im Vereinsgebiete entsteht. Auch hierbleibt,

was der Finanzcasse entgeht, in den Taschen der Steuerpflichti¬

gen , und knüpft sich an den erleichterten Bezug der Gegenstände

unserer Bedürfnisse aus de» Vereinsländcrn, in natürlicher Wech-



selwirkung, ein vermehrter Absatz unserer Producte, der die Hülfs-

quellen des Staats befruchtet.

Der Aufwand für die Handhabung des Mauthsyssems ist

ein reiner Verlust; er wird relativ weit bedeutender scyn, als

die Kosten unserer Zolladminisiration im Verhaltniß zu unfern

Zollgefällen im Zustande der Jsolirung; aber wenn man, ohne Rück¬

sicht auf die Zollerträgnisse, unfern Antheil an den Kosten der

gemeinschaftlichen Einrichtung mit dem Aufwände vergleicht, den

die ifolirie Verwaltung verursachte, so wird wohl der Unterschied

nicht sehr bedeutend seyn, da im Vereine die vcrhaltnißmäßig

geringere Ausdehnung der Grenzen die größere Kostbarkeit einer

strengcrn Bewachung minder fühlbar macht.

Was endlich die Theilung der reinen Zolleinkünfte nach

dem Maßstabe der Volksmenge betrifft; so haben wir die Gründe,

welche die Beforgniß einer Verkürzung in dein größern Vereine

vermindern, bereits angedeutet. Klar ist wohl, daß die von

dem äußern Gebiete des Vereines ganz eingeschlossenen Staaten

in dieser Beziehung, wie in manchen andern, in ossenbarcm

Vortheile sind.

Zur Beurtheilung der Frage, ob alle Ursachen eines Re-

venuen-Verlustes in ihrer Wirkung durch den hohen Tarif

wohl aufgewogen werden? bieten nun selbst die Resultate der

Verwaltung der beiden bisher bestandenen Vereine keinen festen

Anhaltspunkt dar. Nack) dem Ergebnis; der bayerisch - würtem-

bergischen Verwaltung würde uns ein sehr bedeutender Verlust

drohen; dagegen würden wir, von den Resultaten des preußisch-

hessischen Vereines ausgehend, eher eine Vermehrung, als eine

Verminderung des' Einkommens zu erwarten haben. Auf ein

gleich vortheilhastcs Verhaltniß läßt sich in dem größern Vereine

nicht rechnen, theils in Betrachtung der ungünstigen; Resultate

der bayerisch-würtembergischcn Mauthverwaltung, theils in Er¬

wägung des Einflusses, den der Verzicht auf die wechselseitige

Besteuerung auszuüben nicht unterlassen kann. Dagegen gewährt

die Vereinigung den Vorthcil einer größeren Sicherheit gegen den
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Schleichhandel, und bei verstärktem Schutze ohne Zweifel auch

eine relative Verminderung der Kosten.

Darnach mochten wir mit voller Sicherheit nicht behaup¬

ten, daß jedenfalls eine fehr bedeutende Schmalerung der Zoll¬

einkünfte eintreten werde.

Gleichwohl wollen wir auch Kiefen Fall unterstellen, um

zu erwägen, welche Hülfsmirtel uns, wenn er wirklich eintreten

sollte, zu Gebot stehen.

Nicht zu laugnen ist, daß die Deckung eines bedeutenden

Ausfalls Schwierigkeiten darbieten würde, die nicht anders be¬

seitigt werden könnten, als durch die Vereinbarung mir den

Nachbarstaaten über ein möglichst gleichförmiges System der in¬

direkten Besteuerung, sowohl rücksichtlich der Objecto, als der

Höhe der Abgaben. Dieses Bedürfnis ist schon in anderer Be¬

ziehung , nämlich zur Beseitigung der Erganzungs- und Ausglei¬

chungs-Abgaben im wechselseitigen Verkehre der Vereiusstaatcn,

vorhanden, und in dem Zollvcreinigungsvcrtrage, der mit dem

Königreich Sachsen abgeschlossen wurde, und wovon öffentliche

Blatter eine thcilweise Mittheilung gemacht haben, ausdrücklich

anerkannt.

Unfern Nachbarstaaten gegenüber würde nun vorzüglich

eine Abgabe, die Salzsteucr oder die Bestimmung des Salz¬

preises , den Gegenstand einer solchen wünschenswertsten Verein¬

barung bilden. Diese Abgabe, welche noch vor Kurzem im

Großherzogthum und in den Nachbarländern des Vereines in einem

gleichem Salzpreise erhoben wurde, scheint uns unter der bezeich¬

neten Voraussetzung das zweckmäßigste Hülssmittel darzubieten.

Welche Bedenklichkeiten man auch gegen die Besteuerung des

SalzeS, als ein nothwendiges Lebensbedürfnis, als ei» Bedürf¬

nis der Viehzucht und mancher Fabrikalionszweige, hegen mag,

so wird man gegen das Interesse der gesammten Produktion und

des Handels des Landes, welches sich an die Frage über die

Zollvereinigung knüpft, die Nachtheile einer Erhöhung des Salz¬

preises um 4-—1 Kreuzer, um die es sich im äußersten Falle



handeln kann, wohl schwerlich als ausgleichendes Gegengewicht
in die Waagschaale legen wollein Noch weniger würde dieß der
Fall sei )N, wenn die Zurückführung des Salzpreises auf 4 kr.
in den Stand setzte, eine Verminderung der directen Steuer zu

bewilligen. Wir hielten eine Vereinbarung hierüber mit den
Nachbarstaaten selbst dann für zweckmäßig, wenn wir keinen
Ausfall zu decken haben sollten, und der ganze Betrag zur Er¬
mäßigung der directen Steuer verwendet werden könnte. Wir
thcilcn nämlich keineswegs jene Bedenklichkcitcn, gegen die Be¬
steuerung des Salzes in dem Umfange, in welchem sie häufig
laut werden. Nachtheilig wirkt freilich jede Steuer, die Salz¬

steuer jedoch minder verderblich, als die Zölle, welche den freien

Austausch der Erzeugnisse des Bodens und des Gewerbflcißes
unseres Landes und der Vcreinsländer treffen.

Wie jede Abgabe, welche von nothwendigen Lebensbedürf¬
nissen erhoben wird, influencirt sie den Arbeitslohn; sie erhöht
die Kosten in allen Zweigen der productivcn Thätigkeit der ar¬
beitenden Klassen, sie wird aber keineswegs von der arbeitenden
Klasse in demselben Verhältnisse gelragen, in welchem sie Salz
consumirt; sie wird der Natur der Sache nach in der Regel

gar keinen oder nur einen ganz unbedeutenden Einfluß auf die
Lage der arbeitenden Klasse ausüben, überall, wo sie nur andere
Steuern ersetzt, und dem Volke nicht eine ganz neue Last zur
Bestreitung eines neuen unfruchtbaren Staatsaufwandes auf¬
bürdet ; sie kann auf der arbeitenden Klasse nicht liegen
bleiben, wo der Arbeitslohn auf seinem nothwendigen Satze
steht. Jede Erhöhung des nominalen Arbeitslohnes und der
Produktionskosten ist allerdings für die Gütcrerzeugung in ihrer
Mitbewcrbung mit dem Auslande, wo eine solche nicht eintritt,
ein Nachtheil. Allein der Einfluß, den in dieser Hinsicht die
Steigerung des Salzpreises, von 3 kr. auf 4 kr-, ausüben kann,
wird als ein Minimum so wenig fühlbar werden, als bis jetzt
die entgegengesetzte Wirkung der vor Kurzem erfolgten Herab¬

setzung von 4 kr. auf 3 kr. sich offenbart hat.
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Dock) wir wollen uns über cine Frage, die in das Ge¬

biet einer tiefern Forschung gehört, nicht ausführlich verbreiten.
Jede Bedenklichkeit würde in dem Falle wenigstens ver¬

schwinden, wenn man die Erhöhung der Salzsteuer auf das,

seit längerer Zeit gewohnte Maß, unrer dem Gesichtspunkt einer
Verwandlung der Abgaben von dem wechselseitigen Verkehr mit
den Vereinsstaaten zu betrachten hatte. Man würde überdieß
erwägen, daß fast alle Länder einen gleichen oder selbst einen
weit hohem Salzpreis habe», daß die Erhöhung eine Ein¬
nahme gewährt, die keine Erhebungskostcn verursacht, und eine

stärkere Grenzbewachung gegen die nur von einer Seite zu be¬

sorgenden Einschwarzungen eine größere Sicherheit als früher
darbietet.

10.

Manche machen die unverkennbaren Nachtheile hoher Zölle,

die Gren z -A n sta lten, Visitationen, Centralen und Vexa-
tionc», sodann der verderbliche Einfluß, den der Schleichhan¬
del aus die Moraljtat des Volkes ausübt, ganz unempfang-
I ch für jede andere Betrachtung.

Wir gestehen, daß auch wir in der Bildung einer doppel¬

ten Zolllinie und in den Anordnungen, welchen die davon ein¬
geschlossenen Bezirke bei einer solchen Einrichtung, wie sie in

mehren Landern besteht, sich zu unterwerfen haben, einen Nach¬
theil erblicken, den alle ökonomischen Vortbeile des Vereins

nicht überwiegen dürften. Jene Maßregel würde bei der Lage

und geringen Breite des Großhcrzogthums und bei der Rich¬
tung der Hauptstraßen in dem größten Theile des Landes die

freie Bewegung der Menschen und Güter durch lästige Eontrolen
hemmen, Bewohner und Reisende mannigfaltigen Vexationen

Preis geben, und ebenso unerträglich als unnölhig sepn. Eine
doppelte Bewachung einer einfachen Linie wird eben so viel lei¬
sten, als eine mehr zerstreute Aussicht in einem großen Rayon;

sie kann aber vierfach seyn, wenn man für einfache Linien an

der badischen Grenze gegen das Ausland eben so viel auf¬

wenden will, als für eine doppelte Linie gegen Baden; da,
wie wir gesehen haben, der Verein durch den Beitritt Badens

von der Ausdehnung seiner frühern Grenze mehr denn noch

einmal so viel verliert, als die Länge der neuen Grenze betragt,
die Baden im Vereine bildet. Dazu kommt, daß bei zweck¬

mäßigen Einrichtungen sich die Wassergrenze besser bewachen
läßt und daß an der französischen Grenze, wo man eben des¬
halb wenig von Schleichhandel hört, die jenseits bestehende

Mautl) schon den Schleichhandel erschwert.
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Die Meinung Jener, welche der Einfluß des Schleichhan¬
dels auf die Moralitat des Welkes, als den wichtigsten Grund

gegen den Beitritt zu dem Vereine geltend machen, würde in
unfern Augen ein bedeutenderes Gewicht erhallen, wenn das

Uebel, das sie abschreckt, im Zustande der Jsolirung beseitigt

werde» kennten Allein selbst dann, wann die Abgabssatze so
maßig sind, wie die badischen Zelle, welche vor der, seit weni¬

gen Monaten eingetretenen Erhöhung bestanden, bleibt man
von jenem Uebel nicht ganz verschont. Zudem ist in dieser

Beziehung die Wirkung einer Hemmung des freien Verkehrs
ihrer Natur nach dieselbe, ob wir oder die Nachbarn die

Schranken errichten; denn nach moralischer Würdigung

erscheint der Schleichhandel gleich verderblich; der Schwarzer

mag das Gesetz des eigenen oder des fremden Landes verletzen,

obwohl der Staat nur die Verletzung des eigenen Gesetzes
bestraft.

Unleugbar wird zwar die Gefahr des Verderbnisses weit

großer, wenn die Zölle des eigenen Landes den Reiz zum
Schleichhandel nähren, da, wie die Erfahrung lehrt lind leicht
erklärlich ist, die Falle sehr selten sind, wo der Fremde wagt,
als Schleichhändler das benachbarte Gebiet zu betreten.

Diese Bedenklichkeit wird indessen durch verschiedene Be¬
trachtungen wesentlich geschwächt.

Der Verein wird wenigstens ^ unserer Grenze von alle»

Hemmungen und jenen Einflüssen auf den moralischen Zustand
des Volkes gänzlich befreien, wahrend der Schleichhandel an

der übrigen Grenze rheils auf einer weiten Strecke einer schon
errichteten starken Barriere begeanet, theils überhaupt, wie wir

bereits dargcthan, in einem größern Mauthverbande wirksa¬
mer reprimict werden kann. Auch wird in dem größern Ver¬
eine der Reiz zu diesem entehrenden Gewerbe in so fern ver¬

mindert, als eine ausgedehntere Mitbewerbung der inner» Pro¬

duktion gegen ein Steigen der Waarenpreiße schützt. Jener
Reiz wird daher vorzüglich nur im Gebiete des Eolonialwaarcn-

handels wirken. In dieser Hinsicht entfernt an der westlichen

Grenze die Höhe der französischen Consumtionszölle fast jede

*) Der Bezieher der Waaren bedient sich in der Regel der Grenz¬
bewohner des eigenen Landes zum Einschwärzen aus seine ei¬
gene Rechnung, oder findet im eigenen Lande Unternehmer,
welche die Besorgung der Zufuhr durch solche Grenzbewohner
gegen eine Prämie übernehmen; die Hitfe oder erkaufte Nach¬
sicht der Zollwächter und Zollbeamten erleichtert Alle» ihr un¬
redliches Gewerbe.
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Gefahr, und bieten sich, wie wir oben gezeigt, zweckmäßige
Comrolmittol dar. Nur an der Schweizergrenze entbehrt man
gleicher Sicherheit.

17.

Nachdem wir unsere Frage von der politischen, staats-
wirthschaftlichen, finanzielle» und moralischen Seite beleuchtet,*)
stellt sich unserin Auge, in dem Uebcrblicke der Licht- und

Schattenseite, auf dein weit cngern Kreise der letztern nur ein

etwas dunklerer Punkt dar; die Besorgniß einer möglichen

fühlbaren Störung unserer gewohnten Verbindungen mit der
Schweiz und mit dem Elsaß nimmt diese Stelle ein.

Allein die Erhaltung freundlicher Verhältnisse mit der

Schweiz liegt zugleich im Interesse der übrigen süddeutschen
Staaten, und unsere näheren Verhaltnissen zu diesem Nach¬
barlande können, so weit es mit den Zwecken des Vereines nur

immer vertraglich ist, schonende Rücksichten getragen werden.
In dieser .Pinsicht, so wie überhaupt in Beziehung auf die be¬
sondern Interessen unseres Landes ist um so eher ein billiger
Vergleich zu erwarten, als die Lage des GroßhcrzogthumeS
seinen Beitritt zum Vereine sämmtlichen Vercinsstaaten, ohne
Zweifel, höchst wünschenswerth macht.

Auch der bekannt gewordene Vertrag mit Sachsen begrün¬
det diese Hoffnungen. Wir lesen darin im Art. 4. t ,,Jn den
„Gebieten der kontrahirenden Staaten sollen übereinstimmende

„Gesetze über Eingangs-, Ausgangs-, Durchgangs - Abgaben
„bestehen, jedoch mit Modifikationen, welche, ohne dem ge-

„meinsamen Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlich-
„keit der allgemeinen Gesetzgebung eines jeden thcilnehmenden

„Staates oder aus lokalen Interessen sich als nothwendig erge-
„bcn. Bei dem Zolltarife namentlich sollen hierdurch in Bezug

„auf Eingangs - und Ausgangsabgabcn bei einzelnen, weniger

„für den größer» Handelsverkehr geeigneten Gegenstanden, und
„in Bezug auf Durchgangsabgaben, je nachdem der Zug der
„Handelsstraßen es erfordert, solche Abweichungen von den all¬
gemein angenommenen Erhebungssatzen, welche für einzelne

„Staaten als vorzugsweise wünschenswerth erscheinen, nicht aus-

*) Wir haben dabei von manchen Einwendungen, die man bis¬
weilen hört und die auf ganz irrigen thatsächlichen Voraus¬
setzungen beruhen, nicht gesprochen, weil wir bei unfern Lesern
solche Unkenntnis nicht voraussetzen. Dahin gehört nament¬
lich die Besorgniß, das Land werde mit fremden Angestellten
überschwemmt, wovon in keiner Weise die Rede seyn kann,
da die Verwaltung jedem Staate in seinem Gebiete verbleibt.



„geschlossen sevn, sofern sie auf die allgemeinen Interessen des
„Vereines nicht nachtheiliq einwirken. Desgleichen soll auch die
„Verwaltung der Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangsab-

,,gaben, und die Organisation der dazu dienenden BeHorden in

„allen Landern des Gefammtvereines unter Berücksichtigung der
„in denselben bestehenden cigenthümlichcn Verhältnisse auf

„gleichen Fuß gebracht werden."
Frankreich gegenüber glauben wir in der Bildung ei¬

nes großen Marktes, welcher die meisten deutschen Lander um-
faßt, die Bedingung zu erblicken, unter welcher allein man

hoffen kann, zu einem, beiden Theilcn vortheilhaften, umfassen-
dern Handelsverträge zu gelangen. Das Gleiche gilt mehr oder

weniger allen großer» Reichen gegenüber. Die günstige Lage

des vereinten Marktgebietes im Herzen von Europa vermehrt
das Gewicht, das andere Lander auf erleichterte Verbindungen

mit einem so ausgedehnten und volkreichen Markte legen müssen.
Wir werden von allen Erleichterungen, welche auf dem

Wege des Vertrages mit andern Landern, dem Verkehre errun
gen werden, unmittelbaren oder mittelbaren Nutzen ziehen.

Wir werden uns selbst des Borthens solcher wechselseitigen

Eoncessioncn erfreuen, die für unfern auswärtigen Handel von

gar keinem Werthc, lediglich das Interesse ganz entfernt liegen¬
der Theile des Vereinsgebictcs berühren i denn was die Pro-
duction und den Wohlstand jedes ander» mit uns verbundenen

Landes befordert, wird auf die Lebhaftigkeit des inncrn Verkehrs

zwischen den Vereinsstaatcn wohlthatig wirken, und das ge¬
meinschaftliche Einkommen vermehren.

Ueberall fangt man an, das Bedürfnis? einer allmabliaen
Rcduction der bestehenden Beschränkungen zu fühlen, und alles

laßt hoffen, daß einem darauf gerichteten Bestreben des Verei¬
nes ein glücklicher Erfolg nicht ausbleibe» werde.

Der hohe Tarif des Vereines wird den Freunden der Frei¬

heit in andern Landern den Kampf gegen die immer lichter wer¬
denden Reihen der Verlhcidiger beschrankender Maßregeln er¬
leichtern.

So haben sie in Frankreich vor einiger Zeit einen Sieg
zu Gunsten der erleichterten Einfuhr der nordamerikanischen
Baumwolle errungen, den sie lediglich einem hohen nordameri-

schen Zoll von französischen Weinen verdankten, dessen Herab¬

setzung sie zugleich erlangten.

So dienen zur Unterstützung unserer Hoffnung die Aeuße-

rungen, welche jüngsihin ein britischer Minister, bei Gelegen¬
heit einer im Unterhaus laut gewordenen, im Munde eines

Britten unbegründeten Klage über den preußischen Tarif, dem



parlementarischen Redner entgegensetzte. Indem er anerkannte,
daß man sich im Interesse Großbritaniens bemühen müsse, den

Tarif zu reduciren, gibt er zu, daß dieses Ziel nur auf Kosten
von Gegenconcessionen erreicht werden könne. Mit ihm sagen
»och so Viele: „Wünschen wir, daß das System der Freiheit
nach und nach und stufenweise, gerade durch die Augenschein¬

lichkeit seiner Vorthcilc in Europa eingeführt und angenom¬
men werde."

Der Verein scheint uns vorzugsweise berufen, dies heil¬
same Werk zu seinem eigenen Besten und zum Frommen der

ganzen europaischen Bevölkerung kraftig zu fördern.

18.

Aber fragt man mit Recht, woher diese Aufregung, diese

vielen und lauten Stimmen gegen den Verein, wenn die Vor¬
theile desselben so überwiegend sind und sich noch größerer Ge¬
winn durch glückliche Erfolge anzubahnender Verhandlungen mit
andern Staaten erwarten laßt?

Man darf es sich nicht verhehlen , daß so einleuchtend

der Nutzen der großen Maßregeln mit Allgemeinen seyn mag,
manche Interessen dennoch verletzt werden, daß die woblthati-
gen Folgen zum Theil von der Art sind, daß sie nur erst all-

mahlig sich entwicklen, daß die Nachtbcile aber sogleich gefühlt
werden, daß jeder die Sache zunächst aus seinem individuellen

Standpunkte betrachtet, und für die Betrachtungen des Ein¬

flusses auf seine individuelle Lage natürlicher Weise empfanglicher
ist, als für Alles, was ihm entfernter liegt.

Das große Publikum wird vorzüglich von den Eindrü¬

cken beherrscht, welche die naher liegenden sogleich fühlbaren

Folgen des Vereins hervorbringen, und in dieser Beziehung ist
es sodann vorzüglich die Erhöhung der Zolle, hauptsachlich von
Zucker und Kasse, wornach jeder Consument seine Mehrausgabe

für diese Artikel berechnet, ohne immer zugleich den Einfluß
der Vereinigung auf die Betriebsamkeit, auf die Produktion ^

und den Rcichthum des Landes zu erwägen, und ohne zu be¬
denken , daß die Befreiung des wechselseitigen Verkehrs mir den

Vercinsstaatcn von allen Abgaben jene erhöhten Lasten reichlich
vergütet. So unbedeutend der Schutz war, den die Industrie
in unser» Zöllen fand, so vermehrt ihr Verschwinden bei

Manchen dennoch die Besorgniß vor fremder Eoncurrenz, und

der Lederfabrikant, der z. B. die unterrhcinischc Mitbewerbung
im Verkaufe nur einige Gulden vom Eenrner erleichtert sieht,
findet für seinen kleinen Verlust keinen Ersatz in der weit



größeren Erleichterung welche dem inländischen Tabaksfabri-

kanten, Eichorienfabrikanten, der ganze» ackerbauenden Klasse

zu Theil wird.
Wer allem ist es der Handelsstand, welchen die Höhe der

Zölle von Eolonialwaaren erschreckt. Aber man würde irren,
bei ihm, wie es häufig geschieht, vorzugsweise das Motiv des

Eigennutzes oder die Besorgnis! einer Wirksamern Aufsicht auf
die pünktliche Abgabenentrichlung zu unterstellen,*) Er ist zu

aufgeklart, um nicht zu wissen, daß eine allgemeine Ursache
des höhern Waarenpreises das kaufmannische Gewerbe nicht

stört, daß der (Konsument ihm die Zölle ersetzt. Der redliche

Kaufmann fürchtet nur die Folgen des Schleichhandels, der
ihm die Eoncurrenz mit gewissenlosen Dcfraudanten erschwert;

ihm kann es nur erwünscht sevn, daß der größere Verein zu

seinem Schutze gegen solche Beeinträchtigung wirksamere Mittel
besitze» wird, als jeder einzelne Staat im Zustande der Jso-
lirung und selbst jeder, der bisher bestandenen Vereine,

Jene Betrachtung des eigenen Northeils in einer Sache,
wobei es sich nicht um das Recht, sondern um den allgemeinen
Nutzen handelt, der aus einer Summe ven einzelnen Vortbei-

len besteht, ist übrigens ganz natürlich. Wer darauf seine
Meinung über den Beitritt zum Vereine stützt, ist deßhalb nicht

zu tadeln, vielweniger zu schmähen, sondern nur zur umsichti¬
gen, besonnenen Erwägung aller Verhältnisse einzuladen. Man
kann eine gute Sache aus schlechten Motiven verfechten, so wie
auS Jrrthum, aber aus reinen Absichten bekämpfen. Nur

schlechte Motive thun sich in der Regel durch leidenschaftliche
Sprache kund, und wer diese spricht, leiht seine eigenen gehei¬
men Triebfedern gerne dem Gegner.

*) Als einer der eifrigsten Gegner jeder Vereinigung auf die
Grundlage eines hohen Tarifs, ist uns in unscrm Lande ein
wohlunterrichteter Mann bekannt, der, dem Handelstandc an¬
gehörig, seit dem Jahre 1812, wo Baden ein geordnetes Zoll¬
system erbielt, unter dem mannigfaltigen Wechsel der Zölle,
niemals, auch nur einer Defraudation sich verdächtig oder der
Vernachlässigung einer Formalität sich schuldig gemacht hätte.
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